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ANDERUNGSPROTOKOLL

zum Abkommen zwischen der Europiischen Gemeinschaft und dem Fiirstentum Andorra iiber
Regelungen, die denen der Richtlinie 2003/48/EG des Rates iiber die Besteuerung von Zinsertrigen
gleichwertig sind

DIE EUROPAISCHE UNION

und

DAS FURSTENTUM ANDORRA, im Folgenden , Andorra“ genannt,

im Folgenden als ,Vertragspartei“ oder gemeinsam als ,Vertragsparteien” bezeichnet,

im Hinblick auf die Anwendung des OECD-Standards fiir den automatischen Informationsaustausch iiber Finanzkonten
(im Folgenden ,globaler Standard“) im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien;

in der Erwigung, dass die Vertragsparteien seit langem enge Beziehungen im Bereich der gegenseitigen Unterstiitzung in
Steuersachen unterhalten, insbesondere bei der Anwendung von Regelungen, die den in der Richtlinie 2003/48/EG des
Rates im Bereich der Besteuerung von Zinsertrigen (') festgelegten Regelungen gleichwertig sind, und dass sie von dem
Wunsch geleitet sind, durch den weiteren Ausbau dieser Bezichungen die Steuerchrlichkeit bei internationalen
Sachverhalten zu fordern;

in der Erwigung, dass die Vertragsparteien von dem Wunsch geleitet sind, zu einer Vereinbarung zur Forderung der
Steuerehrlichkeit bei internationalen Sachverhalten zu gelangen, die auf einem gegenseitigen automatischen Informations-
austausch vorbehaltlich bestimmter Vertraulichkeitsvorschriften und sonstiger Schutzvorkehrungen, unter anderem der
Bestimmungen zur eingeschrinkten Verwendungsfihigkeit der ausgetauschten Informationen, beruht;

in der Erwidgung, dass Artikel 12 des Abkommens zwischen der Europdischen Gemeinschaft und dem Firstentum
Andorra iiber Regelungen, die denen der Richtlinie 2003/48/EG des Rates im Bereich der Besteuerung von
Zinsertragen () gleichwertig sind (im Folgenden ,Abkommen®), der in der Fassung vor seiner Anderung durch dieses
Anderungsprotokoll vorsieht, dass der Informationsaustausch auf Ersuchen auf Handlungen beschrinkt ist, die als
Steuerbetrug gelten oder ein dhnliches Delikt darstellen, an den OECD-Standard fiir Steuertransparenz und steuerlichen
Informationsaustausch angepasst werden sollte;

in der Erwigung, dass die Vertragsparteien ihre Datenschutzgesetze und ihre Datenschutzpraxis auf die Verarbeitung
personenbezogener Daten anwenden werden, die nach Magabe des Abkommens in der durch dieses Anderungs-
protokoll geinderten Fassung ausgetauscht werden, und sich verpflichten, im Falle einer inhaltlichen Anderung dieser
Gesetze und dieser Praxis einander ohne iiberméafige Verzogerung zu unterrichten;

in der Erwdgung, dass im Beschluss 2010/625/EU der Kommission vom 19. Oktober 2010 gemify der Richtlinie
95/46/EG des Europiischen Parlaments und des Rates tiber die Angemessenheit des Datenschutzniveaus in Andorra ().
Andorra als Land angesehen wird, das ein angemessenes Schutzniveau bei der Ubermittlung personenbezogener Daten
aus der Europdischen Union bietet;

in der Erwigung, dass die Mitgliedstaaten und Andorra bis zum Inkrafttreten dieses Anderungsprotokolls i) geeignete
Schutzvorkehrungen getroffen haben, um zu gewdhrleisten, dass die nach dem Abkommen in der durch dieses
Anderungsprotokoll geinderten Fassung erhaltenen Informationen vertraulich behandelt und ausschlieRlich von den
hierfiir zustdndigen Personen oder Behorden fiir die Zwecke der steuerlichen Veranlagung, Erhebung, Einziehung,
Vollstreckung oder Strafverfolgung oder der Entscheidung tiber steuerliche Rechtsbehelfe oder der Aufsicht dariiber
sowie fiir andere zuldssige Zwecke verwendet werden, und tiber ii) die Infrastruktur fur eine wirksame Austausch-
beziehung verfigen (darunter bestehende Verfahren zur Gewihrleistung eines fristgerechten, fehlerfreien, sicheren und
vertraulichen Informationsaustauschs, wirksame und zuverldssige Ubertragungswege sowie Ressourcen fiir die ziigige
Klarung von Fragen und Anliegen zum Austausch oder zu Auskunftsersuchen sowie fur die Durchfithrung von Artikel 4
des Abkommens in der durch dieses Anderungsprotokoll gednderten Fassung);

() ABLEUL 157 vom 26.6.2003, S. 38.
() ABLEUL 359 vom 4.12.2004, S. 33.
() ABLEUL 277 vom 21.10.2010, S. 27.
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in der Erwigung, dass MELDENDE FINANZINSTITUTE, iibermittelnde ZUSTANDIGE BEHORDEN und empfangende
ZUSTANDIGE BEHORDEN in ihrer Eigenschaft als fiir die Verarbeitung Verantwortliche im Einklang mit dem
Abkommen in der durch dieses Anderungsprotokoll geinderten Fassung verarbeitete Informationen nicht linger
aufbewahren sollten, als dies fir die Zwecke dieses Abkommens erforderlich ist. Angesichts der unterschiedlichen
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten und Andorras sollte fiir jede Vertragspartei die maximale Vorhaltezeit unter
Zugrundelegung der Verjahrungsfristen festgelegt werden, die das innerstaatliche Steuerrecht der einzelnen fur die
Verarbeitung Verantwortlichen vorsieht;

in der Erwigung, dass mit den Kategorien MELDENDER FINANZINSTITUTE und MELDEPFLICHTIGER KONTEN, die
von dem Abkommen in der durch dieses Anderungsprotokoll gednderten Fassung erfasst sind, die Moglichkeiten der
Steuerpflichtigen eingeschrinkt werden sollen, die Meldung zu vermeiden, indem sie Vermogen auf FINANZINSTITUTE
verlagern oder in Finanzprodukte investieren, die nicht in den Anwendungsbereich des Abkommens in der durch dieses
Anderungsprotokoll geinderten Fassung fallen. Allerdings sollten einige FINANZINSTITUTE und Konten, bei denen ein
geringes Risiko besteht, dass sie zur Steuerhinterzichung missbraucht werden, vom Anwendungsbereich ausgenommen
werden. Es sollten allgemein keine Mindestbetrige aufgenommen werden, da diese leicht umgangen werden konnten,
indem Konten auf verschiedene FINANZINSTITUTE aufgeteilt werden. Die Finanzinformationen, die gemeldet und
ausgetauscht werden missen, sollten nicht nur die entsprechenden Einkiinfte (Zinsen, Dividenden und &#hnliche
Einkiinfte), sondern auch Kontosalden und Erlése aus der VeriuRerung von FINANZVERMOGEN betreffen, um
Situationen Rechnung zu tragen, in denen ein Steuerpflichtiger Kapital zu verstecken versucht, das selbst Einkiinfte oder
Vermogenswerte darstellt, die Gegenstand einer Steuerhinterziehung sind. Daher ist die Verarbeitung von Informationen
auf der Grundlage des Abkommens in der durch dieses Anderungsprotokoll geinderten Fassung notwendig und
verhiltnismiflig, um den Steuerverwaltungen der Mitgliedstaaten und Andorras zu ermoglichen, die betreffenden
Steuerpflichtigen korrekt und zweifelsfrei zu ermitteln, ihr Steuerrecht bei grenziiberschreitenden Sachverhalten
anzuwenden und durchzusetzen, die Wahrscheinlichkeit einer vorliegenden Steuerhinterziehung zu beurteilen und
unnotige weitere Untersuchungen zu vermeiden —

SIND WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Das Abkommen zwischen der Europidischen Gemeinschaft und dem Fiirstentum Andorra iiber Regelungen, die denen
der Richtlinie 2003/48/EG des Rates im Bereich der Besteuerung von Zinsertrigen gleichwertig sind (im Folgenden
»2Abkommen*) wird wie folgt gedndert:

1. Der Titel erhilt folgende Fassung:

»Abkommen zwischen der Europiischen Union und dem Fiirstentum Andorra iiber den automatischen Austausch
von Informationen iiber Finanzkonten zur Forderung der Steuerehrlichkeit bei internationalen Sachverhalten®.

2. Die Artikel 1 bis 19 erhalten folgende Fassung:

JArtikel 1
Begriffsbestimmungen
(1)  Im Sinne dieses Abkommens bedeutet:

a) ,Europdische Union‘ die durch den Vertrag uiber die Européische Union errichtete Union und schliefSt die Gebiete
ein, in denen der Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union unter den darin festgelegten Bedingungen
Anwendung findet;

b) Mitgliedstaat’ einen Mitgliedstaat der Europiischen Union;
¢) ,Andorra‘ das Fiirstentum Andorra;

d) ,ZUSTANDIGE BEHORDEN Andorras’ und ,ZUSTANDIGE BEHORDEN der Mitgliedstaaten’ die in Anhang III
unter Buchstabe a bzw. unter den Buchstaben b bis ac aufgefithrten Behorden. Anhang III ist Bestandteil dieses
Abkommens. Die Liste der ZUSTANDIGEN BEHORDEN in Anhang III kann durch einfache Mitteilung Andorras
an die andere Vertragspartei in Bezug auf die unter Buchstabe a aufgefiihrte Beh6rde und der Europiischen Union
in Bezug auf die unter den Buchstaben b bis ac aufgefiihrten Behorden geindert werden;

¢) ,MITGLIEDSTAATLICHES FINANZINSTITUT" i) ein in einem Mitgliedstaat ansissiges FINANZINSTITUT, jedoch
nicht Zweigniederlassungen dieses FINANZINSTITUTS, die sich auflerhalb dieses Mitgliedstaats befinden, und
ii) eine Zweigniederlassung eines nicht in diesem Mitgliedstaat ansissigen FINANZINSTITUTS, wenn sich die
Zweigniederlassung in diesem Mitgliedstaat befindet;

f) ,ANDORRANISCHES FINANZINSTITUT" i) ein in Andorra ansissiges FINANZINSTITUT, jedoch nicht Zweignie-
derlassungen dieses FINANZINSTITUTS, die sich auferhalb Andorras befinden, und ii) eine Zweigniederlassung
eines nicht in Andorra ansissigen FINANZINSTITUTS, wenn sich die Zweigniederlassung in Andorra befindet;
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g) ,MELDENDES FINANZINSTITUT' je nach Zusammenhang ein MITGLIEDSTAATLICHES FINANZINSTITUT oder
ein ANDORRANISCHES FINANZINSTITUT, bei dem es sich nicht um ein NICHT MELDENDES FINANZINSTITUT
handelt;

h) ,MELDEPFLICHTIGES KONTO‘ je nach Zusammenhang ein MITGLIEDSTAATLICHES MELDEPFLICHTIGES
KONTO oder ein ANDORRANISCHES MELDEPFLICHTIGES KONTO, sofern es nach den in dem betreffenden
Mitgliedstaat beziehungsweise in Andorra eingerichteten Verfahren zur Erfullung der Sorgfaltspflichten nach den
Anhidngen I und II als solches identifiziert wurde;

i) JMITGLIEDSTAATLICHES MELDEPFLICHTIGES KONTO® ein von einem MELDENDEN ANDORRANISCHEN
FINANZINSTITUT gefithrtes FINANZKONTO, dessen KONTOINHABER eine oder mehrere MELDEPFLICHTIGE
PERSONEN eines Mitgliedstaats sind oder ein PASSIVER NFE, der von einer oder mehreren MELDEPFLICHTIGEN
PERSONEN eines Mitgliedstaats beherrscht wird;

j) ,ANDORRANISCHES MELDEPFLICHTIGES KONTO® ein von einem MELDENDEN MITGLIEDSTAATLICHEN
FINANZINSTITUT gefithrtes FINANZKONTO, dessen KONTOINHABER eine oder mehrere ANDORRANISCHE
MELDEPFLICHTIGE PERSONEN sind oder ein PASSIVER NFE, der von einer oder mehreren ANDORRANISCHEN
MELDEPFLICHTIGEN PERSONEN beherrscht wird;

k) ,PERSON eines Mitgliedstaats' eine natiirliche Person oder einen RECHTSTRAGER, die beziehungsweise der von
einem MELDENDEN ANDORRANISCHEN FINANZINSTITUT anhand von Verfahren zur Erfiillung der Sorgfalts-
pflichten nach den Anhingen I und I als in einem Mitgliedstaat ansissig identifiziert wird, oder einen Nachlass
einer in einem Mitgliedstaat ansdssigen Person;

) ,ANDORRANISCHE PERSON‘ eine natiirliche Person oder einen RECHTSTRAGER, die beziehungsweise der von
einem MELDENDEN MITGLIEDSTAATLICHEN FINANZINSTITUT anhand von Verfahren zur Erfillung der
Sorgfaltspflichten nach den Anhidngen I und II als in Andorra ansissig identifiziert wird, oder einen Nachlass einer
in Andorra ansissigen Person.

(2)  Jeder in diesem Abkommen in Grofbuchstaben geschriebene und nicht anderweitig definierte Ausdruck hat
die Bedeutung, die ihm zum jeweiligen Zeitpunkt i) fiir die Mitgliedstaaten nach der Richtlinie 2011/16/EU iber die
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden im Bereich der Besteuerung () oder gegebenenfalls nach dem
innerstaatlichen Recht des Mitgliedstaats, der das Abkommen anwendet, und i) fir Andorra nach seinem
innerstaatlichen Recht zukommt, wobei diese Bedeutung mit der in den Anhdngen I und II festgelegten Bedeutung
tibereinstimmt.

Jeder in diesem Abkommen oder in den Anhingen I oder II nicht anderweitig definierte Ausdruck hat, sofern der
Zusammenhang nichts anderes erfordert oder die ZUSTANDIGE BEHORDE eines Mitgliedstaats und die
ZUSTANDIGE BEHORDE ANDORRAS sich nicht gemi Artikel 7 (im Rahmen ihres innerstaatlichen Rechts) auf
eine gemeinsame Bedeutung einigen, die Bedeutung, die ihm zum jeweiligen Zeitpunkt nach dem Recht des dieses
Abkommen anwendenden Staates i) fir die Mitgliedstaaten nach der Richtlinie 2011/16/EU tiber die Zusammenarbeit
der Verwaltungsbehorden im Bereich der Besteuerung oder gegebenenfalls nach dem innerstaatlichen Recht des
betreffenden Mitgliedstaats und ii) fiir Andorra nach seinem innerstaatlichen Recht zukommt, wobei die Bedeutung
nach dem in dem betreffenden Staat (einem Mitgliedstaat oder Andorra) geltenden Steuerrecht Vorrang hat vor einer
Bedeutung, die dem Ausdruck nach dem sonstigen Recht dieses Staates zukommt.

Artikel 2
Automatischer Informationsaustausch in Bezug auf MELDEPFLICHTIGE KONTEN

(1)  Nach diesem Artikel und im Einklang mit den geltenden Melde- und Sorgfaltsvorschriften nach den
Anhingen I und I, die Bestandteil dieses Abkommens sind, werden die ZUSTANDIGE BEHORDE ANDORRAS und
jede ZUSTANDIGE BEHORDE der Mitgliedstaaten die nach diesen Vorschriften beschafften und in Absatz 2
genannten Informationen nach einem automatisierten Verfahren jahrlich untereinander austauschen.

(2)  Die auszutauschenden Informationen sind im Fall eines Mitgliedstaats in Bezug auf jedes ANDORRANISCHE
MELDEPFLICHTIGE KONTO und im Fall Andorras in Bezug auf jedes MITGLIEDSTAATLICHE MELDEPFLICHTIGE
KONTO:

a) Name, Anschrift, STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER, Geburtsdatum und -ort (bei natiirlichen Personen) jeder
MELDEPFLICHTIGEN PERSON, die INHABER DES KONTOS ist, sowie bei einem RECHTSTRAGER, der
KONTOINHABER ist und fiir den nach Anwendung von Verfahren zur Erfullung der Sorgfaltspflichten nach den
Anhidngen 1 und II eine oder mehrere BEHERRSCHENDE PERSONEN ermittelt wurden, die MELDEPFLICHTIGE
PERSONEN sind, Name, Anschrift und STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER des RECHTSTRAGERS sowie Name,
Anschrift, STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER, Geburtsdatum und -ort aller MELDEPFLICHTIGEN PERSONEN;

b) Kontonummer (oder funktionale Entsprechung, wenn keine Kontonummer vorhanden);

() ABLEUL 64vom11.3.2011,S. 1.
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¢) Name und (gegebenenfalls) Identifikationsnummer des MELDENDEN FINANZINSTITUTS;

d) Kontosaldo oder -wert (einschlieRlich des BARWERTS oder RUCKKAUFWERTS bei RUCKKAUFSFAHIGEN
VERSICHERUNGS- oder RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGEN) zum Ende des betreffenden Kalenderjahrs oder
eines anderen geeigneten Meldezeitraums oder zum Zeitpunkt der Kontoauflgsung, wenn das Konto im Laufe des
Jahres beziehungsweise Zeitraums aufgelost wurde;

¢) bei VERWAHRKONTEN:

i) Gesamtbruttobetrag der Zinsen, Gesamtbruttobetrag der Dividenden und Gesamtbruttobetrag anderer
Einkiinfte, die mittels der auf dem Konto vorhandenen Vermdogenswerte erzielt und jeweils auf das Konto (oder
in Bezug auf das Konto) im Laufe des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums eingezahlt
oder dem Konto gutgeschrieben wurden, und

ii) Gesamtbruttoerlose aus der VerduRerung oder dem Riickkauf von FINANZVERMOGEN, die wihrend des
Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums auf das Konto eingezahlt oder dem Konto
gutgeschrieben wurden und fir die das MELDENDE FINANZINSTITUT als Verwahrstelle, Makler,
Bevollmachtigter oder anderweitig als Vertreter fiir den KONTOINHABER titig war;

f) bei EINLAGENKONTEN der Gesamtbruttobetrag der Zinsen, die wihrend des Kalenderjahrs oder eines anderen
geeigneten Meldezeitraums auf das Konto eingezahlt oder dem Konto gutgeschrieben wurden, und

g) bei allen Konten, die nicht unter Absatz 2 Buchstabe e oder f fallen, der Gesamtbruttobetrag, der in Bezug auf das
Konto wihrend des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums an den KONTOINHABER gezahlt
oder ihm gutgeschrieben wurde und fiir den das MELDENDE FINANZINSTITUT Schuldner ist, einschlieflich der
Gesamthohe aller Einlosungsbetrdge, die wihrend des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten
Meldezeitraums an den KONTOINHABER geleistet wurden.

Artikel 3
Zeitraum und Form des automatischen Informationsaustauschs

(1)  Fur die Zwecke des Informationsaustauschs nach Artikel 2 kénnen der Betrag und die Einordnung von
Zahlungen zugunsten eines MELDEPFLICHTIGEN KONTOS nach den Grundsitzen des Steuerrechts des die
Informationen austauschenden Staates (eines Mitgliedstaats oder Andorras) bestimmt werden.

(2)  Fir die Zwecke des Informationsaustauschs nach Artikel 2 wird in den ausgetauschten Informationen die
Wihrung genannt, auf die die jeweiligen Betrdge lauten.

(3)  Im Hinblick auf Artikel 2 Absatz 2 sind fiir das erste Jahr, das mit Inkrafttreten des am 12. Februar 2016
unterzeichneten Anderungsprotokolls beginnt, und alle Folgejahre Informationen auszutauschen; der Austausch
erfolgt innerhalb von neun Monaten nach Ablauf des Kalenderjahrs, auf das sie sich beziehen.

(4)  Die ZUSTANDIGEN BEHORDEN tauschen die in Artikel 2 beschriebenen Informationen automatisch in einem
XML-SCHEMA fiir den gemeinsamen Meldestandard aus.

(5) Die ZUSTANDIGEN BEHORDEN verstindigen sich iiber ein oder mehrere Dateniibertragungsverfahren
einschliefSlich Verschliisselungsstandards.

Artikel 4
Zusammenarbeit bei Einhaltung und Durchsetzung des Abkommens

Die ZUSTANDIGE BEHORDE eines Mitgliedstaats unterrichtet die ZUSTANDIGE BEHORDE Andorras und die
ZUSTANDIGE BEHORDE Andorras unterrichtet die ZUSTANDIGE BEHORDE eines Mitgliedstaats, wenn die
erstgenannte (unterrichtende) ZUSTANDIGE BEHORDE Grund zu der Annahme hat, dass ein Fehler zu einer
unrichtigen oder unvollstindigen Informationsiibermittlung nach Artikel 2 gefithrt hat oder dass ein MELDENDES
FINANZINSTITUT die geltenden Meldepflichten und Verfahren zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten nach den
Anhidngen 1 und II nicht einhdlt. Die unterrichtete ZUSTANDIGE BEHORDE ergreift simtliche nach ihrem
innerstaatlichen Recht zur Verfiigung stehenden geeigneten Mafnahmen, um gegen die in der Unterrichtung
beschriebenen Fehler oder Fille von Nichteinhaltung vorzugehen.
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Artikel 5
Informationsaustausch auf Ersuchen

(I)  Ungeachtet des Artikels 2 und anderer Vereinbarungen zwischen Andorra und einem Mitgliedstaat tiber den
Informationsaustausch auf Ersuchen tauschen die ZUSTANDIGE BEHORDE Andorras und die ZUSTANDIGE
BEHORDE eines jeden Mitgliedstaats auf Ersuchen die Informationen aus, die zur Durchfithrung dieses Abkommens
oder zur Verwaltung oder Anwendung des innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die
fir Rechnung Andorras und der Mitgliedstaaten oder ihrer politischen Unterabteilungen oder ihrer Gebietskorper-
schaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht
einem geltenden Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Andorra und dem betreffenden Mitgliedstaat widerspricht.

(2)  Absatz 1 und Artikel 6 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie Andorra oder einen Mitgliedstaat,

a) Verwaltungsmafinahmen durchzufithren, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis Andorras oder des
Mitgliedstaats abweichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im iiblichen Verwaltungsverfahren Andorras oder des
Mitgliedstaats nicht beschafft werden konnen;

¢) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschafts-
verfahren preisgeben wiirden oder deren Erteilung der 6ffentlichen Ordnung (Ordre public) widerspriche.

(3)  Wenn ein Mitgliedstaat oder Andorra in Ubereinstimmung mit diesem Artikel um Erteilung von Informationen
ersucht, nutzt der ersuchte Staat (Andorra oder ein Mitgliedstaat) zur Beschaffung der Informationen seine
Ermittlungsbefugnisse, selbst wenn er die Informationen fiir seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benétigt. Die im
vorstehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschrankungen des Absatzes 2; diese sind aber nicht so
auszulegen, als erlaubten sie dem ersuchten Staat, die Erteilung der Informationen abzulehnen, nur weil er kein
innerstaatliches Interesse an ihnen hat.

(4) Absatz 2 ist nicht so auszulegen, als erlaube er Andorra oder einem Mitgliedstaat, die Erteilung von
Informationen nur deshalb abzulehnen, weil sie sich im Besitz einer Bank, eines anderen FINANZINSTITUTS, eines
Beauftragten, Bevollmidchtigten oder Treuhidnders befinden oder weil sie sich auf Beteiligungen an einer Person
beziehen.

(5)  Die ZUSTANDIGEN BEHORDEN verstindigen sich iiber die zu verwendenden Standardformulare sowie iiber
ein oder mehrere Dateniibertragungsverfahren einschlieflich Verschliisselungsstandards.

Artikel 6
Vertraulichkeit und Datenschutzvorkehrungen

(1)  Alle Informationen, die ein Staat (ein Mitgliedstaat oder Andorra) nach diesem Abkommen erhilt, werden
vertraulich behandelt und in derselben Weise geschiitzt wie Informationen, die der betreffende Staat nach seinen
nationalen Rechtsvorschriften erlangt, und zwar, soweit fiir den Schutz personenbezogener Daten erforderlich, im
Einklang mit den Schutzvorkehrungen, die von dem die Informationen erteilenden Staat nach Mafigabe seiner
nationalen Rechtsvorschriften angegeben werden konnen.

(2)  Die im Einklang mit diesem Abkommen verarbeiteten Informationen diirfen nur so lange aufbewahrt werden,
wie dies fur die Zwecke dieses Abkommens erforderlich ist, und in jedem Fall im Einklang mit den nationalen
Verjahrungsvorschriften der einzelnen fiir die Verarbeitung Verantwortlichen.

(3)  Diese Informationen diirfen nur den Personen und Behorden (einschlieflich der Gerichte und der Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgane) zuginglich gemacht werden, die mit der Veranlagung, Erhebung, Einziehung, Vollstreckung
oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der Steuern des betreffenden Staates
(eines Mitgliedstaats oder Andorras) oder mit der Aufsicht iiber diese Personen oder Behorden befasst sind. Nur die
vorgenannten Personen oder Behorden diirfen die Informationen verwenden und auch nur fur die im vorstehenden
Satz genannten Zwecke. Sie diirfen die Informationen ungeachtet des Absatzes 1 in einem offentlichen Gerichts-
verfahren oder in einer Gerichtsentscheidung in Bezug auf diese Steuern offenlegen.
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(4)  Ungeachtet der vorstehenden Absitze konnen Informationen, die ein Staat (ein Mitgliedstaat oder Andorra)
erhilt, fir andere Zwecke verwendet werden, wenn diese Informationen nach den Rechtsvorschriften des die
Informationen erteilenden Staates (Andorras bezichungsweise eines Mitgliedstaats), fir diese anderen Zwecke
verwendet werden kénnen und die ZUSTANDIGE BEHORDE diese Verwendung genehmigt. Informationen, die ein
Staat (ein Mitgliedstaat oder Andorra) einem anderen Staat (Andorra beziehungsweise einem Mitgliedstaat) erteilt,
konnen von letzterem an einen dritten Staat (einen anderen Mitgliedstaat) weitergeleitet werden, sofern dies von der
ZUSTANDIGEN BEHORDE des erstgenannten Staates, aus dem die Informationen stammen, vorab genehmigt wurde.

Informationen, die ein Mitgliedstaat einem anderen Mitgliedstaat auf der Grundlage seiner geltenden Rechtsvor-
schriften zur Umsetzung der Richtlinie 2011/16/EU des Rates tiber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden im
Bereich der Besteuerung erteilt, kénnen an Andorra weitergeleitet werden, sofern dies von der ZUSTANDIGEN
BEHORDE des Mitgliedstaats, aus dem die Informationen stammen, vorab genehmigt wurde.

(5) Jede ZUSTANDIGE BEHORDE eines Mitgliedstaats oder Andorras wird umgehend die andere ZUSTANDIGE
BEHORDE (Andorras beziehungsweise des betreffenden Mitgliedstaats) iiber alle Verstéfe gegen die Vertraulichkeits-
vorschriften und jedes Versagen der Schutzvorkehrungen sowie alle darauthin verhdngten Sanktionen und ergriffenen
Gegenmafinahmen unterrichten.

Artikel 7
Konsultationen und Aussetzung des Abkommens

(1)  Treten bei der Durchfihrung oder Auslegung dieses Abkommens Schwierigkeiten auf, so kann jede
ZUSTANDIGE BEHORDE Andorras oder eines Mitgliedstaats um Konsultationen zwischen der ZUSTANDIGEN
BEHORDE Andorras und einer oder mehreren ZUSTANDIGEN BEHORDEN von Mitgliedstaaten zur Ausarbeitung
geeigneter Mafnahmen bitten, durch die die Einhaltung des Abkommens sichergestellt wird. Diese ZUSTANDIGEN
BEHORDEN unterrichten unverziiglich die Europiische Kommission und die ZUSTANDIGEN BEHORDEN der
anderen Mitgliedstaaten vom Ergebnis ihrer Konsultationen. Auf Ersuchen einer der ZUSTANDIGEN BEHORDEN
kann die Europdische Kommission an Konsultationen zu Auslegungsfragen teilnehmen.

(2)  Geht es bei der Konsultation um eine erhebliche Nichteinhaltung dieses Abkommens und bietet das in
Absatz 1 beschriebene Verfahren keine angemessene Lésung, kann die ZUSTANDIGE BEHORDE eines Mitgliedstaats
oder Andorras den nach diesem Abkommen bestehenden Informationsaustausch mit Andorra beziehungsweise
einem bestimmten Mitgliedstaat durch schriftliche Mitteilung an die betreffende ZUSTANDIGE BEHORDE aussetzen.
Diese Aussetzung ist unmittelbar wirksam. Im Sinne dieses Absatzes umfasst die erhebliche Nichteinhaltung unter
anderem die Nichteinhaltung der Vertraulichkeits- und Datenschutzbestimmungen dieses Abkommens, die nicht
fristgerechte oder nicht angemessene Bereitstellung von Informationen nach diesem Abkommen durch die
ZUSTANDIGE BEHORDE eines Mitgliedstaats oder Andorras sowie eine dem Abkommenszweck entgegenstehende
Festlegung des Status von RECHTSTRAGERN oder Konten als NICHT MELDENDE FINANZINSTITUTE
beziehungsweise AUSGENOMMENE KONTEN.

Artikel 8
Anderungen

(1)  Die Vertragsparteien konsultieren einander jedes Mal, wenn auf Ebene der OECD der GLOBALE STANDARD in
einem wichtigen Punkt gedndert wird, oder — falls die Vertragsparteien dies als notwendig erachten — um das
technische Funktionieren dieses Abkommens zu verbessern oder um andere internationale Entwicklungen zu
beurteilen und nachzuvollziehen. Die Konsultationen erfolgen innerhalb eines Monats nach Antragstellung oder in
dringenden Fillen so schnell wie moglich.

(2)  Auf der Grundlage eines solchen Kontakts konnen die Vertragsparteien einander konsultieren, um zu priifen,
ob eine Anderung dieses Abkommens notwendig ist.

(3)  Fur die Zwecke der in den Absdtzen 1 und 2 genannten Konsultationen unterrichtet jede Vertragspartei die
andere Vertragspartei iiber mogliche Entwicklungen, die das ordnungsgemifle Funktionieren dieses Abkommens
beeintrichtigen konnten. Hierzu gehoren auch einschligige Abkommen zwischen einer Vertragspartei und einem
Drittstaat.
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(4)  Nach den Konsultationen kann dieses Abkommen im Wege eines Protokolls oder eines neuen Abkommens
zwischen den Vertragsparteien gedndert werden.

Artikel 9
Kiindigung

Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen schriftlich kiindigen. Die Kiindigung wird am ersten Tag des Monats
wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von 12 Monaten nach dem Tag der Kiindigung folgt. Im Falle einer Kiindigung
werden alle bis zu diesem Zeitpunkt nach diesem Abkommen erhaltenen Informationen vertraulich behandelt und
unterliegen weiterhin Artikel 6 dieses Abkommens.

Artikel 10
Riumlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt fiir die Gebiete der Mitgliedstaaten, in denen der Vertrag iiber die Europdische Union und der
Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union angewandt werden, nach Mafigabe dieser Vertrige einerseits,
sowie fiir das Hoheitsgebiet Andorras andererseits.”

3. Die Anhinge erhalten folgende Fassung:

~ANHANG I

GEMEINSAMER MELDE- UND SORGFALTSSTANDARD FUR INFORMATIONEN UBER FINANZKONTEN
(,GEMEINSAMER MELDESTANDARD")

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE MELDEPFLICHTEN

A. Vorbehaltlich der Unterabschnitte C bis E muss jedes MELDENDE FINANZINSTITUT fiir jedes MELDEPFLICHTIGE
KONTO dieses MELDENDEN FINANZINSTITUTS der ZUSTANDIGEN BEHORDE seines Staates (eines
Mitgliedstaats oder Andorras) die folgenden Informationen melden:

1. Name, Anschrift, Ansissigkeitsstaat(en) (ein Mitgliedstaat oder Andorra), STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER
(N) sowie Geburtsdatum und -ort (bei natiirlichen Personen) jeder MELDEPFLICHTIGEN PERSON, die
INHABER DES KONTOS ist, sowie bei einem RECHTSTRAGER, der KONTOINHABER ist und fiir den nach
Anwendung der Verfahren zur Erfullung der Sorgfaltspflichten nach den Abschnitten V, VI und VII eine oder
mehrere BEHERRSCHENDE PERSONEN ermittelt wurden, die MELDEPFLICHTIGE PERSONEN sind, Name,
Anschrift, Ansissigkeitsstaat(en) (ein Mitgliedstaat, Andorra oder ein anderer Staat) und STEUERIDENTIFIKA-
TIONSNUMMER(N) des RECHTSTRAGERS sowie Name, Anschrift, Ansissigkeitsstaat(en) (ein Mitgliedstaat
oder Andorra), STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER(N), Geburtsdatum und -ort jeder MELDEPFLICHTIGEN
PERSON;

2. Kontonummer (oder funktionale Entsprechung, wenn keine Kontonummer vorhanden);
3. Name und (gegebenenfalls) Identifikationsnummer des MELDENDEN FINANZINSTITUTS;

4. Kontosaldo oder -wert (einschlieRlich des BARWERTS oder RUCKKAUFWERTS bei RUCKKAUFSFAHIGEN
VERSICHERUNGS- oder RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGEN) zum Ende des betreffenden Kalenderjahrs
oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums oder zum Zeitpunkt der Kontoauflosung, wenn das Konto im
Laufe des Jahres beziehungsweise Zeitraums aufgelost wurde;

5. bei VERWAHRKONTEN:

a) Gesamtbruttobetrag der Zinsen, Gesamtbruttobetrag der Dividenden und Gesamtbruttobetrag anderer
Einkiinfte, die mittels der auf dem Konto vorhandenen Vermogenswerte erzielt und jeweils auf das Konto
(oder in Bezug auf das Konto) im Laufe des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums
eingezahlt oder dem Konto gutgeschrieben wurden, und
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b) Gesamtbruttoerlose aus der VerduRerung oder dem Riickkauf von FINANZVERMOGEN, die wihrend des
Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums auf das Konto eingezahlt oder dem Konto
gutgeschrieben wurden und firr die das MELDENDE FINANZINSTITUT als Verwahrstelle, Makler,
Bevollmichtigter oder anderweitig als Vertreter fiir den KONTOINHABER titig war;

6. bei EINLAGENKONTEN der Gesamtbruttobetrag der Zinsen, die wihrend des Kalenderjahrs oder eines anderen
geeigneten Meldezeitraums auf das Konto eingezahlt oder dem Konto gutgeschrieben wurden, und

7. bei allen anderen Konten, die nicht unter Nummer 5 oder 6 fallen, der Gesamtbruttobetrag, der in Bezug auf
das Konto wihrend des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums an den KONTOINHABER
gezahlt oder ihm gutgeschrieben wurde und fir den das MELDENDE FINANZINSTITUT Schuldner ist,
einschlieBlich der Gesamthohe aller Einlosungsbetrige, die wihrend des Kalenderjahrs oder eines anderen
geeigneten Meldezeitraums an den KONTOINHABER geleistet wurden.

B. In den gemeldeten Informationen muss die Wahrung genannt werden, auf die die Betrige lauten.

C. Ungeachtet des Unterabschnitts A Nummer 1 miissen STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER(N) und Geburtsdatum
in Bezug auf MELDEPFLICHTIGE KONTEN, die BESTEHENDE KONTEN sind, nicht gemeldet werden, wenn diese
STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER(N) bezichungsweise dieses Geburtsdatum nicht in den Unterlagen des
MELDENDEN FINANZINSTITUTS enthalten ist und nicht nach innerstaatlichem Recht oder (falls anwendbar)
anderen Rechtsinstrumenten der Union von diessm MELDENDEN FINANZINSTITUT zu erfassen sind. Ein
MELDENDES FINANZINSTITUT ist jedoch verpflichtet, angemessene Anstrengungen zu unternehmen, um bei
BESTEHENDEN KONTEN die STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER(N) und das Geburtsdatum bis zum Ende des
zweiten Kalenderjahrs, das dem Jahr folgt, in dem diese Konten als MELDEPFLICHTIGE KONTEN identifiziert
wurden, zu beschaffen.

D. Ungeachtet des Unterabschnitts A Nummer 1 ist die STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER nicht zu melden, wenn
von dem betreffenden Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen Ansissigkeitsstaat keine STEUERIDENTIFIKA-
TIONSNUMMER ausgegeben wird.

E. Ungeachtet des Unterabschnitts A Nummer 1 ist der Geburtsort nicht zu melden, es sei denn, das MELDENDE
FINANZINSTITUT hat ihn nach innerstaatlichem Recht zu beschaffen und zu melden und er ist in den
elektronisch durchsuchbaren Daten des MELDENDEN FINANZINSTITUTS verfiigbar.

ABSCHNITT II
ALLGEMEINE SORGFALTSPFLICHTEN

A. Ein Konto gilt ab dem Tag als MELDEPFLICHTIGES KONTO, an dem es nach den Verfahren zur Erfullung der
Sorgfaltspflichten in den Abschnitten II bis VII als solches identifiziert wird und, sofern nichts anderes vorgesehen
ist, miissen die Informationen in Bezug auf ein MELDEPFLICHTIGES KONTO jihrlich in dem Kalenderjahr
gemeldet werden, das dem Jahr folgt, auf das sich die Informationen beziehen.

B. Der Saldo oder Wert eines Kontos wird zum letzten Tag des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten
Meldezeitraums ermittelt.

C. Ist eine Saldo- oder Wertgrenze zum letzten Tag eines Kalenderjahrs zu ermitteln, so muss der betreffende Saldo
oder Wert zum letzten Tag des Meldezeitraums ermittelt werden, der mit diesem Kalenderjahr oder innerhalb
dieses Kalenderjahrs endet.

D. Jeder Mitgliedstaat oder Andorra kann MELDENDEN FINANZINSTITUTEN gestatten, zur Erfillung der Melde-
und Sorgfaltspflichten, die ihnen im Sinne des innerstaatlichen Rechts auferlegt werden, Dienstleister in Anspruch
zu nehmen, wobei die Verantwortung fiir die Erfiillung dieser Pflichten weiterhin bei den MELDENDEN
FINANZINSTITUTEN liegt.

E. Jeder Mitgliedstaat oder Andorra kann MELDENDEN FINANZINSTITUTEN gestatten, die fir NEUKONTEN
geltenden Verfahren zur Erfilllung der Sorgfaltspflichten auf BESTEHENDE KONTEN anzuwenden und die fir
KONTEN VON HOHEM WERT geltenden Verfahren zur Erfilllung der Sorgfaltspflichten auf KONTEN VON
GERINGEREM WERT anzuwenden. Gestattet ein Mitgliedstaat oder Andorra die Anwendung der fiir
NEUKONTEN geltenden Verfahren zur Erfillung der Sorgfaltspflichten auf BESTEHENDE KONTEN, finden die
ansonsten geltenden Vorschriften fiir BESTEHENDE KONTEN weiterhin Anwendung.
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ABSCHNITT III

SORGFALTSPFLICHTEN BEI BESTEHENDEN KONTEN NATURLICHER PERSONEN

Die folgenden Verfahren gelten fiir die Identifizierung MELDEPFLICHTIGER KONTEN unter den BESTEHENDEN
KONTEN NATURLICHER PERSONEN.

A. Nicht UBERPRUFUNGS-, IDENTIFIZIERUNGS- oder MELDEPFLICHTIGE KONTEN. Ein BESTEHENDES KONTO
einer natiirlichen Person, bei dem es sich um einen RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGS- ODER
RENTENVERSICHERUNGSVERTRAG handelt, muss nicht dberpriift, identifiziert oder gemeldet werden,
vorausgesetzt, die Gesetze verhindern tatsichlich den Verkauf solcher Vertrige durch das MELDENDE
FINANZINSTITUT an im MELDEPFLICHTIGEN STAAT ansdssige Personen.

B. KONTEN VON GERINGEREM WERT. Die folgenden Verfahren gelten fiir KONTEN VON GERINGEREM WERT.

1. Hausanschrift. Liegt dem MELDENDEN FINANZINSTITUT anhand der erfassten BELEGE eine aktuelle
Hausanschrift der natiirlichen Person vor, die KONTOINHABER ist, kann das MELDENDE FINANZINSTITUT
diese Person zur Feststellung, ob sie eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist, als in dem Staat (Mitgliedstaat,
Andorra oder einem anderen Staat) steuerlich ansissig behandeln, in dem die Anschrift liegt.

2. Suche in elektronischen Datensitzen. Verlisst sich das MELDENDE FINANZINSTITUT hinsichtlich einer
aktuellen Hausanschrift der natiirlichen Person, die KONTOINHABER ist, nicht auf erfasste BELEGE nach
Unterabschnitt B Nummer 1, muss das MELDENDE FINANZINSTITUT seine elektronisch durchsuchbaren
Daten auf folgende Indizien iiberpriifen und Unterabschnitt B Nummern 3 bis 6 anwenden:

a) Identifizierung des KONTOINHABERS als Ansissiger eines MELDEPFLICHTIGEN STAATES,

b) aktuelle Post- oder Hausanschrift (einschlieflich einer Postfachanschrift) in einem MELDEPFLICHTIGEN
STAAT,

¢) eine oder mehrere Telefonnummern in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT und keine Telefonnummer in
Andorra oder je nach Zusammenhang in dem Mitgliedstaat des MELDENDEN FINANZINSTITUTS,

d) Dauerauftrag (ausgenommen bei EINLAGENKONTEN) fiir Uberweisungen auf ein in einem
MELDEPFLICHTIGEN STAAT gefithrtes Konto,

e) aktuell giiltige, an eine Person mit Anschrift in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT erteilte Vollmacht oder
Zeichnungsberechtigung oder

f) ein Postlagerungsauftrag oder eine cfo-Anschrift in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT, sofern dem
MELDENDEN FINANZINSTITUT keine andere Anschrift des KONTOINHABERS vorliegt.

3. Werden bei der elektronischen Suche keine Indizien im Sinne des Unterabschnitts B Nummer 2 festgestellt,
sind keine weiteren MaRnahmen erforderlich, bis eine Anderung der Gegebenheiten eintritt, die dazu fiihrt,
dass dem Konto ein oder mehrere Indizien zugeordnet werden konnen oder das Konto zu einem KONTO VON
HOHEM WERT wird.

4. Werden bei der elektronischen Suche Indizien im Sinne des Unterabschnitts B Nummer 2 Buchstaben a bis e
festgestellt oder tritt eine Anderung der Gegebenheiten ein, die dazu fiithrt, dass dem Konto ein oder mehrere
Indizien zugeordnet werden konnen, muss das MELDENDE FINANZINSTITUT den KONTOINHABER als
steuerlich ansissige Person in jedem MELDEPFLICHTIGEN STAAT, firr den ein Indiz identifiziert wird,
betrachten, es sei denn, es entscheidet sich fir die Anwendung der Unterabschnitt B Nummer 6 und eine der
dort genannten Ausnahmen trifft auf dieses Konto zu.

5. Werden bei der elektronischen Suche ein Postlagerungsauftrag oder eine cf/o-Anschrift und keine andere
Anschrift und keine der unter Unterabschnitt B Nummer 2 Buchstaben a bis e aufgefithrten Indizien fiir den
KONTOINHABER festgestellt, muss das MELDENDE FINANZINSTITUT in der jeweils geeignetsten Reihenfolge
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die unter Unterabschnitt C Nummer 2 beschriebene Suche in Papierunterlagen anwenden oder versuchen, vom
KONTOINHABER eine Selbstauskunft oder BELEGE zu beschaffen, um die steuerliche(n) Ansissigkeit(en) des
KONTOINHABERS festzustellen. Wird bei der Suche in Papierunterlagen kein Indiz festgestellt und ist der
Versuch, eine Selbstauskunft oder BELEGE zu beschaffen erfolglos, muss das MELDENDE FINANZINSTITUT
das Konto je nach Zusammenhang der ZUSTANDIGEN BEHORDE ihres Mitgliedstaats oder der
ZUSTANDIGEN BEHORDE ANDORRAS als nicht dokumentiertes Konto melden.

6. Ungeachtet der Feststellung von Indizien nach Unterabschnitt B Nummer 2 muss ein MELDENDES
FINANZINSTITUT einen KONTOINHABER in den folgenden Fillen nicht als in einem MELDEPFLICHTIGEN
STAAT ansdssige Person betrachten:

a) Die Daten des KONTOINHABERS enthalten eine aktuelle Post- oder Hausanschrift in dem
MELDEPFLICHTIGEN STAAT, eine oder mehrere Telefonnummern in dem MELDEPFLICHTIGEN STAAT
(und keine Telefonnummer in Andorra oder je nach Zusammenhang in dem Mitgliedstaat des
MELDENDEN FINANZINSTITUTS) oder einen Dauerauftrag (bei FINANZKONTEN mit Ausnahme von
EINLAGENKONTEN) fiir Uberweisungen auf ein in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT gefiihrtes Konto
und das MELDENDE FINANZINSTITUT beschafft die nachstehenden Dokumente oder hat diese bereits
gepriift und erfasst:

i) eine Selbstauskunft des KONTOINHABERS iiber seine(n) Ansissigkeitsstaat(en) (einen Mitgliedstaat,
Andorra oder andere Staaten), die nicht MELDEPFLICHTIGE STAATEN umfassen, und

ii) BELEGE fiir den nicht meldepflichtigen Status des KONTOINHABERS;

b) Die Daten des KONTOINHABERS beinhalten eine aktuell giiltige, an eine Person mit Anschrift in dem
MELDEPFLICHTIGEN STAAT erteilte Vollmacht oder Zeichnungsberechtigung und das MELDENDE
FINANZINSTITUT beschafft die nachstehenden Dokumente oder hat diese bereits gepriift und erfasst:

i) eine Selbstauskunft des KONTOINHABERS iiber seine(n) Ansissigkeitsstaat(en) (einen Mitgliedstaat,
Andorra oder andere Staaten), die nicht MELDEPFLICHTIGE STAATEN umfassen, oder

ii) BELEGE fiir den nicht meldepflichtigen Status des KONTOINHABERS.

C. ERWEITERTE UBERPRUFUNGSVERFAHREN fiir KONTEN VON HOHEM WERT. Die folgenden Verfahren gelten
fir KONTEN VON HOHEM WERT.

1. Suche in elektronischen Datensitzen. In Bezug auf KONTEN VON HOHEM WERT muss das MELDENDE
FINANZINSTITUT seine elektronisch durchsuchbaren Daten auf die in Unterabschnitt B Nummer 2
aufgefithrten Indizien tiberpriifen.

2. Suche in Papierunterlagen. Enthalten die elektronisch durchsuchbaren Datenbanken des MELDENDEN
FINANZINSTITUTS Felder fiir alle unter Unterabschnitt C Nummer 3 genannten Informationen und erfassen
diese, ist keine weitere Suche in den Papierunterlagen erforderlich. Sind in den elektronischen Datenbanken
nicht alle diese Informationen erfasst, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT bei KONTEN VON HOHEM
WERT auch die aktuelle Kundenstammakte und, soweit die Informationen dort nicht enthalten sind, die
folgenden kontobezogenen, vom MELDENDEN FINANZINSTITUT innerhalb der letzten fiinf Jahre beschafften
Unterlagen auf die in Unterabschnitt B Nummer 2 genannten Indizien iiberpriifen:

a) die neuesten fiir dieses Konto erfassten BELEGE,
b) den neuesten Kontoeroffnungsvertrag beziehungsweise die neuesten Kontoerdffnungsunterlagen,

c) die neuesten vom MELDENDEN FINANZINSTITUT aufgrund von VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER
GELDWASCHE (AML/KYC) oder fiir sonstige aufsichtsrechtliche Zwecke beschafften Unterlagen,

d) derzeit giiltige Vollmacht oder Zeichnungsberechtigung und

€) derzeit giiltiger Dauerauftrag fiir Uberweisungen (ausgenommen bei EINLAGENKONTEN).
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3. Ausnahmeregelung fiir Datenbanken mit ausreichenden Informationen. Ein MELDENDES FINANZINSTITUT ist
nicht zu der unter Unterabschnitt C Nummer 2 beschriebenen Suche in Papierunterlagen verpflichtet, soweit
seine elektronisch durchsuchbaren Informationen Folgendes enthalten:

a) den Ansissigkeitsstatus des KONTOINHABERS,

b) die derzeit beim MELDENDEN FINANZINSTITUT hinterlegte Haus- und Postanschrift des
KONTOINHABERS,

c) gegebenenfalls die derzeit beim MELDENDEN FINANZINSTITUT hinterlegte(n) Telefonnummer(n) des
KONTOINHABERS,

d) im Fall von FINANZKONTEN, bei denen es sich nicht um EINLAGEN-KONTEN handelt, Angaben dazu, ob
Dauerauftrige fiir Uberweisungen von diesem Konto auf ein anderes Konto vorliegen (einschlieflich eines
Kontos bei einer anderen Zweigniederlassung des MELDENDEN FINANZINSTITUTS oder einem anderen
FINANZINSTITUT),

e) Angaben dazu, ob fir den KONTOINHABER aktuell ein Postlagerungsauftrag oder eine c/o-Anschrift
vorliegt, und

f) Angaben dazu, ob eine Vollmacht oder Zeichnungsberechtigung fiir das Konto vorliegt.

4. Nachfrage beim Kundenbetreuer nach den ihm tatsichlich bekannten Fakten. Zusitzlich zur Suche in
elektronischen Datensdtzen und Papierunterlagen, wie in Unterabschnitt C Nummern 1 und 2 beschrieben,
muss ein MELDENDES FINANZ-INSTITUT das einem Kundenbetreuer zugewiesene KONTO VON HOHEM
WERT (einschlieflich der mit diesem KONTO VON HOHEM WERT zusammengefassten FINANZKONTEN) als
MELDEPFLICHTIGES KONTO betrachten, wenn dem Kundenbetreuer tatsichlich bekannt ist, dass der
KONTOINHABER eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist.

5. Folgen der Feststellung von Indizien.

a) Werden bei der in Unterabschnitt C beschriebenen erweiterten Uberpriifung von KONTEN VON HOHEM
WERT keine der in Unterabschnitt B Nummer 2 aufgefithrten Indizien festgestellt und wird das Konto nicht
nach Unterabschnitt C Nummer 4 als Konto einer MELDEPFLICHTIGEN PERSON identifiziert, sind keine
weiteren Manahmen erforderlich, bis eine Anderung der Gegebenheiten eintritt, die dazu fithrt, dass dem
Konto ein oder mehrere Indizien zugeordnet werden.

=

Werden bei der in Unterabschnitt C beschriebenen erweiterten Uberpriifung von KONTEN VON HOHEM
WERT Indizien nach Unterabschnitt B Nummer 2 Buchstaben a bis e festgestellt oder tritt anschliefend
eine Anderung der Gegebenheiten ein, die dazu fiihrt, dass dem Konto ein oder mehrere Indizien
zugeordnet werden, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT das Konto fiir jeden MELDEPFLICHTIGEN
STAAT, fiir den ein Indiz festgestellt wird, als MELDEPFLICHTIGES KONTO betrachten, es sei denn, es
entscheidet sich fiir die Anwendung von Unterabschnitt B Nummer 6 und eine der dort genannten
Ausnahmen trifft auf dieses Konto zu.

¢) Werden bei der in Unterabschnitt C beschriebenen erweiterten Uberpriifung von KONTEN VON HOHEM
WERT ein Postlagerungsauftrag oder eine c/o-Anschrift festgestellt und werden keine andere Anschrift und
keine der in Unterabschnitt B Nummer 2 Buchstaben a bis e aufgefihrten Indizien fir den
KONTOINHABER festgestellt, muss das MELDENDE FINANZINSTITUT vom KONTOINHABER eine
Selbstauskunft oder BELEGE beschaffen, um die steuerliche(n) Ansissigkeit(en) des KONTOINHABERS
festzustellen. Kann das MELDENDE FINANZINSTITUT keine Selbstauskunft oder BELEGE beschaffen, muss
es das Konto der ZUSTANDIGEN BEHORDE seines Mitgliedstaats oder je nach Zusammenhang der
ZUSTANDIGEN BEHORDE ANDORRAS als nicht dokumentiertes Konto melden.

6. Bei einem BESTEHENDEN KONTO NATURLICHER PERSONEN, das zum 31. Dezember des Jahres vor
Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls kein KONTO VON HOHEM
WERT ist, zum letzten Tag eines darauffolgenden Kalenderjahrs jedoch ein KONTO VON HOHEM WERT ist,
muss das MELDENDE FINANZINSTITUT die in diesem Unterabschnitt beschricbenen erweiterten
Uberpriifungsverfahren fiir dieses Konto innerhalb des auf das Kalenderjahr, in dem das Konto ein KONTO
VON HOHEM WERT wird, folgende Kalenderjahr abschlieRen. Wird das Konto aufgrund dieser Uberpriifung
als MELDEPFLICHTIGES KONTO identifiziert, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT die erforderlichen
kontobezogenen Informationen fiir das Jahr, in dem das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO identifiziert
wird, und fur die Folgejahre jahrlich melden, es sei denn, der KONTOINHABER ist keine MELDEPFLICHTIGE
PERSON mehr.
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7. Fiithrt ein MELDENDES FINANZINSTITUT die in diesem Unterabschnitt genannten erweiterten Uberpriifungs-
verfahren fir ein KONTO VON HOHEM WERT durch, so ist es in den Folgejahren nicht verpflichtet, fiir
dasselbe KONTO VON HOHEM WERT diese Verfahren erneut durchzufiihren, abgesehen von der Nachfrage
beim Kundenbetreuer nach Nummer 4, es sei denn, es handelt sich um ein nicht dokumentiertes Konto, bei
dem das MELDENDE FINANZINSTITUT diese Verfahren jahrlich erneut durchfithren sollte, bis das Konto nicht
mehr undokumentiert ist.

8. Tritt bei einem KONTO VON HOHEM WERT eine Anderung der Gegebenheiten ein, die dazu fithrt, dass dem
Konto ein oder mehrere in Unterabschnitt B Nummer 2 beschriebene Indizien zugeordnet wird, so muss das
MELDENDE FINANZINSTITUT das Konto fiir jeden MELDEPFLICHTIGEN STAAT, fiir den ein Indiz festgestellt
wird, als MELDEPFLICHTIGES KONTO betrachten, es sei denn, es entscheidet sich fiir die Anwendung von
Unterabschnitt B Nummer 6 und eine der dort genannten Ausnahmen trifft auf dieses Konto zu.

9. Ein MELDENDES FINANZINSTITUT muss Verfahren einrichten, mit denen sichergestellt wird, dass die
Kundenbetreuer Anderungen der Gegebenheiten bei einem Konto erkennen. Wird ein Kundenbetreuer
beispielsweise  benachrichtigt, dass der KONTOINHABER eine neue Postanschrift in einem
MELDEPFLICHTIGEN STAAT hat, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT die neue Anschrift als eine
Anderung der Gegebenheiten betrachten und ist, sofern es sich fiir die Anwendung von Unterabschnitt B
Nummer 6 entscheidet, dazu verpflichtet, die entsprechenden Unterlagen vom KONTOINHABER zu
beschaffen.

D. Die Uberpriifung von BESTEHENDEN KONTEN VON HOHEM WERT natiirlicher Personen muss innerhalb eines
Jahres nach Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls abgeschlossen sei. Die
Uberpriifung von BESTEHENDEN KONTEN VON GERINGEREM WERT natiirlicher Personen muss innerhalb von
zwei Jahren nach Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls abgeschlossen
sein.

E. Ein BESTEHENDES KONTO NATURLICHEN PERSONEN, das nach diesem Abschnitt als MELDEPFLICHTIGES
KONTO identifiziert wurde, gilt in allen Folgejahren als MELDEPFLICHTIGES KONTO, es sei denn, der
KONTOINHABER ist keine MELDEPFLICHTIGE PERSON mehr.

ABSCHNITT IV
SORGFALTSPFLICHTEN BEI NEUKONTEN NATURLICHER PERSONEN

Die folgenden Verfahren gelten fiir die Identifizierung MELDEPFLICHTIGER KONTEN unter den NEUKONTEN
NATURLICHER PERSONEN.

A. Bei NEUKONTEN NATURLICHER PERSONEN muss das MELDENDE FINANZINSTITUT bei Kontoerdffnung eine
Selbstauskunft beschaffen, die Bestandteil der Kontoeroffnungsunterlagen sein kann und anhand deren das
MELDENDE FINANZINSTITUT die steuerliche(n) Ansissigkeit(en) des KONTOINHABERS feststellen kann, und die
Plausibilitdt dieser Selbstauskunft anhand der vom MELDENDEN FINANZINSTITUT bei Kontoerdffnung
beschafften Informationen, einschlieflich der aufgrund von VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER
GELDWASCHE (AML/KYC) erfassten Unterlagen, bestdtigen.

B. Geht aus der Selbstauskunft hervor, dass der KONTOINHABER in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT steuerlich
ansissig ist, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO betrachten
und die Selbstauskunft auch die STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER des KONTOINHABERS in dem
MELDEPFLICHTIGEN STAAT (vorbehaltlich des Abschnitts I Unterabschnitt D) sowie das Geburtsdatum enthalten.

C. Tritt bei einem NEUKONTO NATURLICHER PERSONEN eine Anderung der Gegebenheiten ein, aufgrund deren
dem MELDENDEN FINANZINSTITUT bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass die urspriingliche Selbstauskunft
nicht zutreffend oder unglaubwiirdig ist, so darf es sich nicht auf die urspriingliche Selbstauskunft verlassen und
muss eine giiltige Selbstauskunft beschaffen, aus der die steuerliche(n) Ansissigkeit(en) des KONTOINHABERS
hervorgeht beziehungsweise hervorgehen.

ABSCHNITT V
SORGFALTSPFLICHTEN BEI BESTEHENDEN KONTEN VON RECHTSTRAGERN

Die folgenden Verfahren gelten fiir die Identifizierung MELDEPFLICHTIGER KONTEN unter den BESTEHENDEN
KONTEN VON RECHTSTRAGERN.

A. Nicht UBERPRUFUNGS-, IDENTIFIZIERUNGS- oder MELDEPFLICHTIGE KONTEN VON RECHTSTRAGERN.
Sofern sich das MELDENDE FINANZINSTITUT nicht entweder fiir alle BESTEHENDEN KONTEN VON
RECHTSTRAGERN oder jeweils fiir eine eindeutig identifizierte Gruppe dieser Konten anderweitig entscheidet,
muss ein BESTEHENDES KONTO VON RECHTSTRAGERN mit einem Gesamtkontosaldo oder -wert, der zum
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31. Dezember des Jahres vor Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls einen
auf die Landeswihrung jedes Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrag im Gegenwert von 250 000 USD
nicht {ibersteigt, nicht als MELDEPFLICHTIGES KONTO tiberpriift, identifiziert oder gemeldet werden, bis der
Gesamtkontosaldo oder -wert zum letzten Tag eines darauffolgenden Kalenderjahrs diesen Betrag iibersteigt.

B. UBERPRUFUNGSPFLICHTIGE KONTEN VON RECHTSTRAGERN. Ein BESTEHENDES KONTO EINES
RECHTSTRAGERS mit einem Gesamtkontosaldo oder -wert, der zum 31. Dezember des Jahres vor Inkrafttreten
des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls einen auf die Landeswihrung jedes Mitgliedstaats
oder Andorras lautenden Betrag im Gegenwert von 250 000 USD {ibersteigt, und ein BESTEHENDES KONTO
EINES RECHTSTRAGERS, das diesen Betrag zum 31. Dezember des Jahres vor Inkrafttreten des am
12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls nicht iibersteigt, dessen Gesamtkontosaldo oder -wert
zum letzten Tag eines darauffolgenden Kalenderjahrs jedoch diesen Betrag iibersteigt, muss nach den in
Unterabschnitt D festgelegten Verfahren iiberpriift werden.

C. MELDEPFLICHTIGE KONTEN VON RECHTSTRAGERN. Von den in Unterabschnitt B beschriebenen
BESTEHENDEN KONTEN VON RECHTSTRAGERN gelten nur diejenigen Konten als MELDEPFLICHTIGE
KONTEN, die von einem oder mehreren RECHTSTRAGERN gehalten werden, die MELDEPFLICHTIGE PERSONEN
sind, oder von PASSIVEN NFEs mit einer oder mehreren BEHERRSCHENDEN PERSONEN, die
MELDEPFLICHTIGE PERSONEN sind.

D. Uberpriifungsverfahren fiir die Identifizierung MELDEPFLICHTIGER KONTEN VON RECHTSTRAGERN. Bei den
in Unterabschnitt B beschriebenen BESTEHENDEN KONTEN VON RECHTSTRAGERN muss ein MELDENDES
FINANZINSTITUT die folgenden Uberpriifungsverfahren durchfithren, um festzustellen, ob das Konto von einer
oder mehreren MELDEPFLICHTIGEN PERSONEN oder von PASSIVEN NFEs mit einer oder mehreren
BEHERRSCHENDEN PERSONEN, die MELDEPFLICHTIGE PERSONEN sind, gehalten wird:

1. Feststellung, ob der RECHTSTRAGER eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist.

a) Uberpriifung der zu aufsichtsrechtlichen Zwecken oder fiir die Kundenbetreuung verwahrten Informationen
(einschlieRlich der aufgrund von VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/KYC)
erhobenen Informationen) auf Hinweise, dass der KONTOINHABER in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT
ansissig ist. Fiir diesen Zweck gilt ein Griindungsort, ein Sitz oder eine Anschrift in einem Mitgliedstaat als
Hinweis, dass der KONTOINHABER in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT ansissig ist.

b) Weisen die Informationen darauf hin, dass der KONTOINHABER in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT
ansissig ist, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO
betrachten, es sei denn, das MELDENDE FINANZINSTITUT beschafft vom KONTOINHABER eine
Selbstauskunft oder stellt anhand von in seinem Besitz befindlichen oder Ooffentlich verfigbaren
Informationen in vertretbarer Weise fest, dass es sich bei dem KONTOINHABER nicht um eine
MELDEPELICHTIGE PERSON handelt.

2. Feststellung, ob der RECHTSTRAGER ein PASSIVER NFE mit einer oder mehreren BEHERRSCHENDEN
PERSONEN ist, bei denen es sich um MELDEPFLICHTIGE PERSONEN handelt. Bei einem KONTOINHABER
eines BESTEHENDEN KONTOS EINES RECHTSTRAGERS (einschlieRlich eines RECHTSTRAGERS, der eine
MELDEPFLICHTIGE PERSON ist) muss das MELDENDE FINANZINSTITUT feststellen, ob der
KONTOINHABER ein PASSIVER NFE mit einer oder mehreren BEHERRSCHENDEN PERSONEN ist, bei denen
es sich um MELDEPFLICHTIGE PERSONEN handelt. Handelt es sich bei einer BEHERRSCHENDEN PERSON
eines PASSIVEN NFE um eine MELDEPFLICHTIGE PERSON, so ist das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO
zu betrachten. Bei diesen Feststellungen muss das MELDENDE FINANZINSTITUT die unter Unterabschnitt D
Nummer 2 Buchstaben a bis ¢ aufgefithrten Leitlinien in der jeweils geeignetsten Reihenfolge befolgen.

a) Feststellung, ob der KONTOINHABER ein PASSIVER NFE ist. Zur Feststellung, ob der KONTOINHABER ein
PASSIVER NEE ist, muss das MELDENDE FINANZINSTITUT eine Selbstauskunft des KONTOINHABERS
zum Nachweis seines Status beschaffen, es sei denn, das MELDENDE FINANZINSTITUT kann anhand von
in seinem Besitz befindlichen oder offentlich verfiigbaren Informationen in vertretbarer Weise feststellen,
dass der KONTOINHABER ein AKTIVER NFE ist oder ein anderes FINANZINSTITUT als ein unter
Abschnitt VIII Unterabschnitt A Nummer 6 Buchstabe b beschriebenes INVESTMENTUNTERNEHMEN, bei
dem es sich nicht um ein FINANZINSTITUT EINES TEILNEHMENDEN STAATES handelt.

b) Feststellung der BEHERRSCHENDEN PERSONEN eines KONTOINHABERS. Zur Feststellung der
BEHERRSCHENDEN PERSONEN eines KONTOINHABERS kann sich ein MELDENDES FINANZINSTITUT
auf die aufgrund von VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/KYC) erhobenen und
verwahrten Informationen verlassen.

¢) Feststellung, ob eine BEHERRSCHENDE PERSON eines PASSIVEN NFE eine MELDEPFLICHTIGE PERSON
ist. Zur Feststellung, ob eine BEHERRSCHENDE PERSON eines PASSIVEN NFE eine MELDEPFLICHTIGE
PERSON ist, kann sich ein MELDENDES FINANZINSTITUT auf Folgendes verlassen:

i) bei einem BESTEHENDEN KONTO VON RECHTSTRAGERN, dessen Inhaber ein oder mehrere NFE(s)
ist/sind und dessen Gesamtkontosaldo oder -wert einen auf die Landeswihrung jedes Mitgliedstaats oder
Andorras lautenden Betrag im Gegenwert von 1 000 000 USD nicht iibersteigt, auf die aufgrund von
VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/KYC) erfassten und verwahrten
Informationen oder
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i) auf eine Selbstauskunft des KONTOINHABERS oder dieser BEHERRSCHENDEN PERSON aus dem Staat|
den Staaten (ein Mitgliedstaat, Andorra oder andere Staaten), in dem/denen die BEHERRSCHENDE
PERSON steuerlich ansissig ist.

E. Uberpriifungszeitraum und zusitzliche Verfahren fiir BESTEHENDE KONTEN VON RECHTSTRAGERN.

1. Die Uberpriifung BESTEHENDER KONTEN VON RECHTSTRAGERN, mit einem Gesamtkontosaldo oder -wert,
der zum 31. Dezember des Jahres vor Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungs-
protokolls einen Gesamtkontosaldo oder -wert von mehr als 250 000 USD oder einen auf die Landeswahrung
jeden Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrag im Gegenwert von 250 000 USD aufweisen, muss
innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Protokolls abgeschlossen sein.

2. Die Uberpriifung BESTEHENDER KONTEN VON RECHTSTRAGERN, deren Gesamtkontosaldo oder -wert zum
31. Dezember des Jahres vor Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls
250 000 USD oder einen auf die Landeswihrung jeden Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrag im
Gegenwert von 250 000 USD nicht tibersteigt, zum 31. Dezember eines Folgejahres jedoch diesen Betrag
tibersteigt, muss innerhalb des Kalenderjahrs nach dem Jahr, in dem der Gesamtkontosaldo oder -wert diesen
Betrag iibersteigt, abgeschlossen sein.

3. Tritt bei einem BESTEHENDEN KONTO VON RECHTSTRAGERN eine Anderung der Gegebenheiten ein,
aufgrund deren dem MELDENDEN FINANZINSTITUT bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass die
Selbstauskunft oder andere kontobezogene Unterlagen nicht zutreffend oder unglaubwiirdig sind, so muss es
den Status des Kontos nach den in Unterabschnitt D festgelegten Verfahren neu bestimmen.

ABSCHNITT VI
SORGFALTSPFLICHTEN BEI NEUKONTEN VON RECHTSTRAGERN

Die folgenden Verfahren gelten fiir die Identifizierung MELDEPFLICHTIGER KONTEN unter den NEUKONTEN VON
RECHTSTRAGERN.

A. Uberpriifungsverfahren fiir die Identifizierung MELDEPFLICHTIGER KONTEN VON RECHTSTRAGERN. Bei
NEUKONTEN VON RECHTSTRAGERN muss ein MELDENDES FINANZINSTITUT die folgenden Uberpriifungs-
verfahren durchfithren, um festzustellen, ob das Konto von einer oder mehreren MELDEPFLICHTIGEN
PERSONEN oder von PASSIVEN NFEs mit einer oder mehreren BEHERRSCHENDEN PERSONEN, die
MELDEPFLICHTIGE PERSONEN sind, gehalten wird:

1. Feststellung, ob der RECHTSTRAGER eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist.

a) Beschaffung einer Selbstauskunft, die Bestandteil der Kontoerdffnungsunterlagen sein kann und anhand
deren das MELDENDE FINANZINSTITUT die steuer-liche(n) Ansissigkeit(en) des KONTOINHABERS
ermitteln kann, sowie Bestiti-gung der Plausibilitit dieser Selbstauskunft anhand der vom MELDENDEN
FINANZINSTITUT bei Kontoerdffnung beschafften Informationen, einschlief-lich der aufgrund von
VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELD-WASCHE (AML/KYC) erfassten Unterlagen. Erkldrt der
RECHTSTRAGER, es liege keine steuerliche Ansissigkeit vor, so kann sich das MELDENDE
FINANZINSTITUT zur Bestimmung der Ansissigkeit des KONTOINHABERS auf die Anschrift des
Hauptsitzes des RECHTSTRAGERS verlassen.

b) Enthilt die Selbstauskunft Hinweise darauf, dass der KONTOINHABER in einem MELDEPFLICHTIGEN
STAAT ansissig ist, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT das Konto als MELDEPFLICHTIGES
KONTO betrachten, es sei denn, das MELDENDE FINANZINSTITUT stellt anhand der in seinem Besitz
befindlichen oder offentlich verfiigbaren Informationen in vertretbarer Weise fest, dass es sich bei dem
KONTOINHABER nicht um eine MELDEPFLICHTIGE PERSON in Bezug auf diesen MELDEPFLICHTIGEN
STAAT handelt.

2. Feststellung, ob der RECHTSTRAGER ein PASSIVER NFE mit einer oder mehreren BEHERRSCHENDEN
PERSONEN ist, bei denen es sich um MELDEPFLICHTIGE PERSONEN handelt. Bei einem KONTOINHABER
eines NEUKONTOS VON RECHTSTRAGERN (einschlieRlich eines RECHTSTRAGERS, der eine
MELDEPFLICHTIGE PERSON ist) muss das MELDENDE FINANZINSTITUT feststellen, ob der
KONTOINHABER ein PASSIVER NFE mit einer oder mehreren BEHERRSCHENDEN PERSONEN ist, bei denen
es sich um MELDEPFLICHTIGE PERSONEN handelt. Handelt es sich bei einer BEHERRSCHENDEN PERSON
eines PASSIVEN NFE um eine MELDEPFLICHTIGE PERSON, so ist das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO
zu betrachten. Bei diesen Feststellungen muss das MELDENDE FINANZINSTITUT die unter Unterabschnitt A
Nummer 2 Buchstaben a bis ¢ aufgefiihrten Leitlinien in der jeweils geeignetsten Reihenfolge befolgen.

a) Feststellung, ob der KONTOINHABER ein PASSIVER NFE ist. Zur Feststellung, ob der KONTOINHABER ein
PASSIVER NFE ist, muss sich das MELDENDE FINANZINSTITUT auf eine Selbstauskunft des
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KONTOINHABERS zum Nachweis seines Status verlassen, es sei denn, das MELDENDE FINANZINSTITUT
kann anhand von in seinem Besitz befindlichen oder offentlich verfiigbaren Informationen in vertretbarer
Weise feststellen, dass der KONTOINHABER ein AKTIVER NFE ist oder ein anderes FINANZINSTITUT als
ein unter Abschnitt VIII Unterabschnitt A Nummer 6 Buchstabe b beschriebenes INVESTMENTUN-
TERNEHMEN, bei dem es sich nicht um ein FINANZINSTITUT EINES TEILNEHMENDEN STAATES handelt.

b) Feststellung der BEHERRSCHENDEN PERSONEN eines KONTOINHABERS. Zur Feststellung der
BEHERRSCHENDEN PERSONEN eines KONTOINHABERS kann sich ein MELDENDES FINANZINSTITUT
auf die aufgrund von VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/KYC) erhobenen und
verwahrten Informationen verlassen.

9] Feststellung, ob eine BEHERRSCHENDE PERSON eines PASSIVEN NFE eine MELDEPFLICHTIGE PERSON
ist. Zur Feststellung, ob eine BEHERRSCHENDE PERSON eines PASSIVEN NFE eine MELDEPFLICHTIGE
PERSON ist, kann sich ein MELDENDES FINANZINSTITUT auf eine Selbstauskunft des KONTOINHABERS
oder dieser BEHERRSCHENDEN PERSON verlassen.

ABSCHNITT VII
BESONDERE SORGFALTSVORSCHRIFTEN

Bei der Durchfithrung der vorstehenden Verfahren zur Erfullung der Sorgfaltspflichten gelten die folgenden
zusitzlichen Vorschriften:

A. Verlass auf Selbstauskiinfte und BELEGE. Ein MELDENDES FINANZINSTITUT darf sich nicht auf eine
Selbstauskunft oder auf BELEGE verlassen, wenn ihm bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass die
Selbstauskunft oder die BELEGE nicht zutreffend oder unglaubwiirdig sind.

B. Alternative Verfahren fiir FINANZKONTEN begiinstigter natiirlicher Personen eines RUCKKAUFSFAHIGEN
VERSICHERUNGSVERTRAGS oder eines RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS und fiir RUCKKAUFSFAHIGE
GRUPPENVERSICHERUNGSVERTRAGE oder GRUPPENRENTENVERSICHERUNGSVERTRAGE. Ein MELDENDES
FINANZINSTITUT kann davon ausgehen, dass eine begiinstigte natiirliche Person (mit Ausnahme des
Eigentiimers) eines RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGSVERTRAGS oder eines RENTENVERSICHERUNGS-
VERTRAGS, die eine Todesfallleistung erhilt, keine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist und dieses FINANZKONTO
als ein nicht MELDEPFLICHTIGES KONTO betrachten, es sei denn, dem MELDENDEN FINANZINSTITUT ist
bekannt oder miisste bekannt sein, dass der Begiinstigte eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist. Einem
MELDENDEN FINANZINSTITUT miisste bekannt sein, dass ein Begiinstigter eines RUCKKAUFSFAHIGEN
VERSICHERUNGSVERTRAGS oder eines RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS eine MELDEPFLICHTIGE PERSON
ist, wenn die vom MELDENDEN FINANZINSTITUT erhobenen und dem Begiinstigten zugeordneten
Informationen Indizien im Sinne des Abschnitts III Unterabschnitt B enthalten. Ist einem MELDENDEN
FINANZINSTITUT tatsichlich bekannt oder miisste ihm bekannt sein, dass der Begiinstigte eine
MELDEPFLICHTIGE PERSON ist, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT die Verfahren in Abschnitt III
Unterabschnitt B einhalten.

Ein Mitgliedstaat oder Andorra hat die Moglichkeit, einem MELDENDEN FINANZINSTITUT zu gestatten, ein
FINANZKONTO, das den Anteil eines Mitglieds an einem RUCKKAUFSFAHIGEN GRUPPENVERSICHE-
RUNGSVERTRAG oder einem GRUPPENRENTENVERSICHERUNGSVERTRAG darstellt, bis zu dem Zeitpunkt, zu
dem die Zahlung eines Betrags an den Arbeitnehmer/Inhaber des Versicherungsscheins oder Begiinstigten fillig
wird, als ein nicht MELDEPFLICHTIGES KONTO zu behandeln, sofern das FINANZKONTO, das den Anteil eines
Mitglieds an einem RUCKKAUFSFAHIGEN GRUPPENVERSICHERUNGSVERTRAG oder einem GRUPPENRENTEN-
VERSICHERUNGSVERTRAG darstellt, die folgenden Anforderungen erfullt:

a) der RUCKKAUFSFAHIGE GRUPPENVERSICHERUNGSVERTRAG oder der GRUPPENRENTENVERSICHE-
RUNGSVERTRAG ist auf einen Arbeitgeber ausgestellt und erstreckt sich auf mindestens 25 Arbeitnehmer/
Versicherungsscheininhaber,

b) die Arbeitnehmer/Versicherungsscheininhaber haben Anspruch auf einen ihrem Anteil entsprechenden
Vertragswert und diirfen Begiinstigte benennen, an die die Leistungen im Falle des Ablebens des Arbeitnehmers
zu zahlen sind, und

¢) der an einen Arbeitnehmer/Versicherungsscheininhaber oder Begiinstigten zu zahlende Gesamtbetrag betrigt
hochstens 1 000 000 USD oder einen auf die Landeswihrung jedes Mitgliedstaats oder Andorras lautenden
Betrag im Gegenwert von 1 000 000 USD.

Der  Ausdruck ~ RUCKKAUFSFAHIGER ~ GRUPPENVERSICHERUNGSVERTRAG'  bedeutet  einen
RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGSVERTRAG, der i) eine Deckung fiir natiirliche Personen vorsieht, die
iiber einen Arbeitgeber, einen Berufsverband, eine Arbeitnehmerorganisation oder eine andere Vereinigung oder
Gruppe angeschlossen sind, und ii) fiir jedes Mitglied der Gruppe (oder Mitglied einer Kategorie innerhalb dieser
Gruppe) die Zahlung eines Versicherungsbeitrags vorsieht, der unabhingig von den Gesundheitsmerkmalen der
natiirlichen Person — mit Ausnahme von Alter, Geschlecht und Tabakkonsum des Mitglieds (oder der Mitglieder-
kategorie) der Gruppe — festgelegt wird.
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Der  Ausdruck ,GRUPPENRENTENVERSICHERUNGSVERTRAG‘  bedeutet einen =~ RENTENVERSICHE-
RUNGSVERTRAG, bei dem die Anspruchsberechtigten natiirliche Personen sind, die iiber einen Arbeitgeber, einen
Berufsverband, eine Arbeitnehmerorganisation oder eine andere Vereinigung oder Gruppe angeschlossen sind.

Vor Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls teilen die Mitgliedstaaten
Andorra und teilt Andorra der Europiischen Kommission mit, ob sie von der Option in diesem Absatz Gebrauch
gemacht haben. Die Europidische Kommission leitet die Mitteilung Andorras an alle Mitgliedstaaten weiter und
kann die Weiterleitung der Mitteilungen der Mitgliedstaaten an Andorra koordinieren. Jedwede Anderungen bei
der Ausiibung dieser Option durch einen Mitgliedstaat oder Andorra werden auf dieselbe Weise mitgeteilt.

C. Vorschriften fiir die Zusammenfassung von Kontosalden und fiir Wihrungen

1. Zusammenfassung von KONTEN NATURLICHER PERSONEN. Fiir die Zwecke der Bestimmung des
Gesamtsaldos oder -werts von FINANZKONTEN einer natiirlichen Person muss ein MELDENDES
FINANZINSTITUT alle von ihm oder einem VERBUNDENEN RECHTSTRAGER gefithrten Konten
zusammenfassen, jedoch nur insoweit, als die computergestiitzten Systeme des MELDENDEN
FINANZINSTITUTS die FINANZKONTEN durch Verweis auf ein Datenelement wie eine Kundennummer oder
STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER miteinander verkniipfen und eine Zusammenfassung der Kontosalden
oder -werte ermdglichen. Fiir die Zwecke der Anwendung der unter dieser Nummer beschriebenen Zusammen-
fassungsvorschriften wird jedem Inhaber eines gemeinsamen FINANZKONTOS der gesamte Saldo oder Wert
des gemeinsamen FINANZKONTOS zugerechnet.

2. Zusammenfassung von Konten von RECHTSTRAGERN. Fiir die Zwecke der Bestimmung des Gesamtsaldos
oder -werts von FINANZKONTEN eines RECHTSTRAGERS muss ein MELDENDES FINANZINSTITUT alle von
ihm oder einem VERBUNDENEN RECHTSTRAGER gefithrten FINANZKONTEN beriicksichtigen, jedoch nur
insoweit, als die computergestiitzten Systeme des MELDENDEN FINANZINSTITUTS die FINANZKONTEN
durch Verweis auf ein Datenelement wie eine Kundennummer oder STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER
miteinander verkniipfen und eine Zusammenfassung der Kontosalden oder -werte ermdglichen. Fir die
Zwecke der Anwendung der unter dieser Nummer beschriebenen Zusammenfassungsvorschriften wird jedem
Inhaber eines gemeinsamen FINANZKONTOS der gesamte Saldo oder Wert des gemeinsamen
FINANZKONTOS zugerechnet.

3. Besondere Zusammenfassungsvorschrift fiir Kundenbetreuer. Fiir die Zwecke der Bestimmung des
Gesamtsaldos oder -werts von FINANZKONTEN einer Person zur Feststellung, ob es sich bei einem
FINANZKONTO um ein KONTO VON HOHEM WERT handelt, ist ein MELDENDES FINANZINSTITUT im Fall
von Konten, bei denen einem Kundenbetreuer bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass sie unmittelbar oder
mittelbar derselben Person gehéren, dieselbe Person iiber sie verfiigt oder sie von derselben Person (aufler in
treuhdnderischer Eigenschaft) eroffnet wurden, auch verpflichtet, alle diese Konten zusammenzufassen.

4. Betrdge, die den Gegenwert in anderen Waihrungen umfassen. Alle US-Dollar-Betrdge oder auf die
Landeswihrung eines Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrige umfassen den Gegenwert in anderen
Wihrungen nach innerstaatlichem Recht.

ABSCHNITT VIII
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Die folgenden Ausdriicke haben die nachstehend festgelegte Bedeutung:
A. Meldendes Finanzinstitut

1. Der Ausdruck MELDENDES FINANZINSTITUT" bedeutet je nach Zusammenhang ein MITGLIEDSTAATLICHES
FINANZINSTITUT oder ein ANDORRANISCHES FINANZINSTITUT, bei dem es sich nicht um ein NICHT
MELDENDES FINANZINSTITUT handelt.

2. Der Ausdruck ,FINANZINSTITUT EINES TEILNEHMENDEN STAATES‘ bedeutet i) ein in einem
TEILNEHMENDEN  STAAT ansissiges FINANZINSTITUT, jedoch nicht Zweigniederlassungen dieses
FINANZINSTITUTS, die sich aufSerhalb dieses TEILNEHMENDEN STAATES befinden, oder ii) eine Zweignie-
derlassung eines nicht in einem TEILNEHMENDEN STAAT ansissigen FINANZINSTITUTS, wenn diese sich in
diesem TEILNEHMENDEN STAAT befindet.

3. Der Ausdruck ,FINANZINSTITUT* bedeutet ein VERWAHRINSTITUT, ein EINLAGENINSTITUT, ein
INVESTMENTUNTERNEHMEN oder eine SPEZIFIZIERTE VERSICHERUNGSGESELLSCHAFT.
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4. Der Ausdruck ,VERWAHRINSTITUT* bedeutet einen RECHTSTRAGER, dessen Geschiftstitigkeit im
Wesentlichen darin besteht, fiir fremde Rechnung FINANZVERMOGEN zu verwahren. Die Geschiftstatigkeit
eines RECHTSTRAGERS besteht im Wesentlichen darin, fiir fremde Rechnung FINANZVERMOGEN zu
verwahren, wenn die dem Verwahren von FINANZVERMOGEN und damit zusammenhéngenden Finanzdienst-
leistungen zuzurechnenden Bruttoeinkiinfte des RECHTSTRAGERS mindestens 20 Prozent der Bruttoeinkiinfte
des RECHTSTRAGERS entsprechen, und zwar entweder i) wihrend des dreijihrigen Zeitraums, der am
31. Dezember (oder dem letzten Tag eines nicht einem Kalenderjahr entsprechenden Abrechnungszeitraums)
vor dem Bestimmungsjahr endet, oder ii) wihrend des Zeitraums des Bestehens des RECHTSTRAGERS, je
nachdem, welcher Zeitraum kiirzer ist.

5. Der Ausdruck ,EINLAGENINSTITUT* bedeutet einen RECHTSTRAGER, der im Rahmen gewdhnlicher
Bankgeschifte oder einer dhnlichen Geschaftstatigkeit Einlagen entgegennimmt.

6. Der Ausdruck INVESTMENTUNTERNEHMEN' bedeutet einen RECHTSTRAGER,
a) der gewerblich vorwiegend eine oder mehrere der folgenden Tatigkeiten fiir einen Kunden ausiibt:

i) Handel mit Geldmarktinstrumenten (zum Beispiel Schecks, Wechsel, Einlagenzertifikate, Derivate),
Devisen, Wechselkurs-, Zins- und Indexinstrumenten, iibertragbaren Wertpapieren oder Warenterminge-
schiften,

ii) individuelle und kollektive Vermogensverwaltung oder

iii) sonstige Arten der Anlage oder Verwaltung von FINANZVERMOGEN oder Kapital im Auftrag Dritter,
oder

b) dessen Bruttoeinkiinfte vorwiegend der Anlage oder Wiederanlage von FINANZVERMOGEN oder dem
Handel damit zuzurechnen sind, wenn der RECHTSTRAGER von einem anderen RECHTSTRAGER
verwaltet wird, bei dem es sich um ein EINLAGENINSTITUT, ein VERWAHRINSTITUT, eine SPEZIFIZIERTE
VERSICHERUNGSGESELLSCHAFT oder ein unter Unterabschnitt A Nummer 6 Buchstabe a beschriebenes
INVESTMENTUNTERNEHMEN handelt.

Ein RECHTSTRAGER iibt gewerblich vorwiegend eine oder mehrere der unter Unterabschnitt A Nummer 6
Buchstabe a beschriebenen Titigkeiten aus beziehungsweise die Bruttoeinkiinfte eines RECHTSTRAGERS sind
vorwiegend der Anlage oder Wiederanlage von FINANZVERMOGEN oder dem Handel damit im Sinne des
Unterabschnitts A Nummer 6 Buchstabe b zuzurechnen, wenn die den entsprechenden Titigkeiten
zuzurechnenden Bruttoeinkiinfte des RECHTSTRAGERS mindestens 50 Prozent der Bruttoeinkiinfte des
RECHTSTRAGERS entsprechen, und zwar entweder i) wihrend des dreijihrigen Zeitraums, der am
31. Dezember des Jahres vor dem Bestimmungsjahr endet, oder ii) wihrend des Zeitraums des Bestehens des
RECHTSTRAGERS, je nachdem, welcher Zeitraum kiirzer ist. Der Ausdruck ,INVESTMENTUNTERNEHMEN'
umfasst nicht einen RECHTSTRAGER, bei dem es sich aufgrund der Erfiillung der Kriterien in Unterabschnitt D
Nummer 9 Buchstaben d bis g¢ um einen AKTIVEN NFE handelt.

Dieser Unterabschnitt ist auf eine Weise auszulegen, die mit dem Wortlaut der Definition von
JINANZINSTITUT in den Empfehlungen der Arbeitsgruppe Finanzielle Mafnahmen gegen Geldwische
(Financial Action Task Force on Money Laundering’ — FATF) vereinbar ist.

7. Der Ausdruck ,FINANZVERMOGEN‘ umfasst Wertpapiere (zum Beispiel Anteile am Aktienkapital einer
Kapitalgesellschaft, Beteiligungen oder wirtschaftliches Eigentum an den Beteiligungen an einer in Streubesitz
befindlichen oder borsennotierten Personengesellschaft oder einem Trust sowie Obligationen, Anleihen,
Schuldverschreibungen  oder sonstige  Schuldurkunden), Beteiligungen an  Personengesellschaften,
Warengeschiften, Swaps (zum Beispiel Zinsswaps, Wahrungsswaps, Basisswaps, Zinscaps, Zinsfloors,
Warenswaps, Aktienswaps, Aktienindexswaps und &dhnliche Vereinbarungen), VERSICHERUNGS- ODER
RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGE oder Beteiligungen (darunter bérsengehandelte und nicht borsenge-
handelte Termingeschifte und Optionen) an Wertpapieren, Beteiligungen an Personengesellschaften,
Warengeschiften, Swaps oder VERSICHERUNGS- ODER RENTENVERTRAGEN. Der Ausdruck
JFINANZVERMOGEN' umfasst keine nicht fremdfinanzierten unmittelbaren Immobilienbeteiligungen.

8. Der Ausdruck ,SPEZIFIZIERTE VERSICHERUNGSGESELLSCHAFT* bedeutet einen RECHTSTRAGER, bei dem es
sich um eine Versicherungsgesellschaft (oder die Holdinggesellschaft einer Versicherungsgesellschaft) handelt,
die einen RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGSVERTRAG oder einen RENTENVERSICHERUNGSVERTRAG
abschlieft oder zur Leistung von Zahlungen in Bezug auf einen solchen Vertrag verpflichtet ist.

B. Nicht Meldendes Finanzinstitut

1. Der Ausdruck NICHT MELDENDES FINANZINSTITUT bedeutet ein FINANZINSTITUT, bei dem es sich um
Folgendes handelt:

a) einen STAATLICHEN RECHTSTRAGER, eine INTERNATIONALE ORGANISATION oder eine
ZENTRALBANK, auf8er bei Zahlungen, die aus einer Verpflichtung in Zusammenhang mit gewerblichen
Finanzaktivititen stammen, die denen einer SPEZIFIZIERTEN VERSICHERUNGSGESELLSCHAFT, eines
VERWAHR- oder eines EINLAGENINSTITUTS entsprechen,
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b) einen ALTERSVORSORGEFONDS MIT BREITER BETEILIGUNG, einen ALTERSVORSORGEFONDS MIT
GERINGER BETEILIGUNG, einen PENSIONSFONDS EINES STAATLICHEN RECHTSTRAGERS, EINE
INTERNATIONALE ORGANISATION ODER EINE ZENTRALBANK oder einen QUALIFIZIERTEN
KREDITKARTENANBIETER,

c) einen sonstigen RECHTSTRAGER, bei dem ein geringes Risiko besteht, dass er zur Steuerhinterziehung
missbraucht wird, der im Wesentlichen &hnliche Eigenschaften wie die in Unterabschnitt B Nummer 1
Buchstaben a und b genannten RECHTSTRAGER aufweist, nach innerstaatlichem Recht als NICHT
MELDENDES FINANZINSTITUT gilt und — in Bezug auf die Mitgliedstaaten — in der Liste nach Artikel 8
Absatz 7a der Richtlinie 2011/16/EU des Rates iiber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden im
Bereich der Besteuerung aufgefithrt ist und Andorra gemeldet wurde beziehungsweise — in Bezug auf
Andorra — der Europdischen Kommission mitgeteilt wurde, sofern sein Status als NICHT MELDENDES
FINANZINSTITUT dem Zweck des Abkommens nicht entgegensteht,

d) einen AUSGENOMMENEN ORGANISMUS FUR GEMEINSAME ANLAGEN oder

e) einen Trust, soweit der Treuhidnder des Trusts ein MELDENDES FINANZINSTITUT ist und sdmtliche nach
Abschnitt I zu meldenden Informationen zu simtlichen MELDEPFLICHTIGEN KONTEN des Trusts meldet.

2. Der Ausdruck ,STAATLICHER RECHTSTRAGER' bedeutet die Regierung eines Mitgliedstaats, Andorras oder
eines anderen Staates, eine Gebietskorperschaft eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen Staates
(wobei es sich, um Zweifel auszurdumen, unter anderen um einen Gliedstaat, eine Provinz, einen Landkreis
oder eine Gemeinde handeln kann) oder eine Behorde oder Einrichtung, die sich im Alleineigentum eines
Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen Staates oder einer oder mehrerer Gebietskorperschaften befindet
(jeweils ein ,STAATLICHER RECHTSTRAGER'). Diese Kategorie besteht aus den wesentlichen Instanzen,
beherrschten Rechtstrdgern und Gebietskorperschaften eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen
Staates.

a) Eine ,wesentliche Instanz’ eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen Staates bedeutet unabhingig
von ihrer Bezeichnung eine Person, eine Organisation, eine Behorde, ein Amt, einen Fonds, eine
Einrichtung oder eine sonstige Stelle, die eine Regierungsbehorde eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines
anderen Staates darstellt. Die Nettoeinkiinfte der Regierungsbehorde miissen ihrem eigenen Konto oder
sonstigen Konten des Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen Staates gutgeschrieben werden, ohne dass
ein Teil davon einer Privatperson zugutekommt. Eine wesentliche Instanz umfasst nicht eine natiirliche
Person, bei der es sich um einen in seiner Eigenschaft als Privatperson handelnden Regierungsvertreter,
Beamten oder Verwalter handelt.

b) Ein beherrschter RECHTSTRAGER bedeutet einen RECHTSTRAGER, der formal von dem Mitgliedstaat, von
Andorra oder von einem anderen Staat getrennt ist oder auf andere Weise eine eigenstindige juristische
Person darstellt, sofern

i) der RECHTSTRAGER sich unmittelbar oder iiber einen oder mehrere beherrschte Rechtstriger im
Alleineigentum und unter der Beherrschung eines oder mehrerer STAATLICHER RECHTSTRAGER
befindet,

ii) die Nettoeinkiinfte des RECHTSTRAGERS seinem eigenen Konto oder den Konten eines oder mehrerer
STAATLICHER RECHTSTRAGER gutgeschrieben werden, ohne dass ein Teil seiner Einkiinfte einer
Privatperson zugutekommt, und

iii) die Vermogenswerte des RECHTSTRAGERS bei seiner Auflosung einem oder mehreren STAATLICHEN
RECHTSTRAGERN zufallen.

¢) Einkiinfte kommen nicht Privatpersonen zugute, wenn es sich bei diesen Personen um die vorgesehenen
Begiinstigten eines Regierungsprogramms handelt und die Programmaktivititen fur die Allgemeinheit im
Interesse des Gemeinwohls ausgeiibt werden oder sich auf die Verwaltung eines Regierungsbereichs
beziehen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen gelten Einkiinfte jedoch als Einkiinfte, die
Privatpersonen zugutekommen, wenn sie aus iiber einen STAATLICHEN RECHTSTRAGER ausgeiibten
gewerblichen Titigkeiten, wie zum Beispiel Geschiftsbankengeschiften, stammen, bei denen Finanzdienst-
leistungen an Privatpersonen erbracht werden.

3. Der Ausdruck INTERNATIONALE ORGANISATION' bedeutet eine INTERNATIONALE ORGANISATION oder
eine in ihrem Alleineigentum stehende Behorde oder Einrichtung. Diese Kategorie umfasst eine zwischen-
staatliche Organisation (einschlieflich einer iibernationalen Organisation), i) die hauptsichlich aus Regierungen
besteht, i) die mit einem Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen Staat ein Sitzabkommen oder im
Wesentlichen dhnliches Abkommen geschlossen hat und iii) deren Einkiinfte nicht Privatpersonen
zugutekommen.

4. Der Ausdruck ,ZENTRALBANK' bedeutet ein Institut, das per Gesetz oder staatlicher Genehmigung neben der
Regierung eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen Staates die oberste Behorde fiir die Ausgabe von
als Wihrung vorgesehenen Zahlungsmitteln darstellt. Dieses Institut kann eine von der Regierung eines
Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen Staates getrennte Einrichtung umfassen, die ganz oder teilweise im
Eigentum des betreffenden Mitgliedstaats, Andorras oder des betreffenden anderen Staates stehen kann.
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5. Der Ausdruck ,ALTERSVORSORGEFONDS MIT BREITER BETEILIGUNG" bedeutet einen Fonds zur Gewihrung
von Altersvorsorge- und Invalidititsleistungen sowie Leistungen im Todesfall oder einer Kombination dieser
Leistungen an Begiinstigte, die derzeitige oder ehemalige Arbeitnehmer (oder von ihnen bestimmte Personen)
eines oder mehrerer Arbeitgeber sind, sofern der Fonds

a) nicht einen einzigen Begiinstigten hat, der Anspruch auf mehr als finf Prozent der Vermdgenswerte des
Fonds hat,

b) staatlicher Regelung unterliegt und Informationen an die Steuerbehorden iibermittelt und
¢) mindestens eine der folgenden Voraussetzungen erfiillt:

i) der Fonds ist aufgrund seines Status als Altersvorsorgeplan grundsitzlich von der Ertragsteuer auf
Kapitaleinkiinfte befreit oder die Besteuerung entsprechender Ertrige erfolgt nachgelagert
beziehungsweise zu einem ermifSigten Satz;

ii) der Fonds bezieht mindestens 50 Prozent seiner Gesamtbeitrdge (mit Ausnahme von Vermogensiibertra-
gungen von anderen in Unterabschnitt B Nummern 5 bis 7 genannten Plinen oder in Unterabschnitt C
Nummer 17 Buchstabe a genannten Altersvorsorgekonten) von den Arbeitgebern;

iii

=

Ausschiittungen oder Entnahmen aus dem Fonds diirfen nur bei Eintritt konkreter Ereignisse im
Zusammenhang mit Ruhestand, Invaliditit oder Tod vorgenommen werden (mit Ausnahme von aus
einem Altersvorsorgeplan an andere in Unterabschnitt B Nummern 5 bis 7 genannte Altersvor-
sorgefonds oder in Unterabschnitt C Nummer 17 Buchstabe a genannte Altersvorsorgekonten
tibertragene Ausschiittungen), andernfalls finden Sanktionen Anwendung, oder

iv) die Arbeitnehmerbeitrdge an den Fonds (mit Ausnahme bestimmter zugelassener Ausgleichsbeitrage)
werden durch das Erwerbseinkommen des Arbeitnehmers begrenzt oder diirfen — unter Anwendung
der in Abschnitt VII Unterabschnitt C genannten Vorschriften fiir die Zusammenfassung von Konten
und die Wihrungsumrechnung — jahrlich 50 000 USD oder einen auf die Landeswahrung jedes
Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrag im Gegenwert von 50 000 USD nicht iibersteigen.

6. Der Ausdruck ,ALTERSVORSORGEFONDS MIT GERINGER BETEILIGUNG' bedeutet einen Fonds zur
Gewihrung von Altersvorsorge- und Invalidititsleistungen sowie Leistungen im Todesfall an Begiinstigte, die
derzeitige oder ehemalige Arbeitnehmer (oder von ihnen bestimmte Personen) eines oder mehrerer Arbeitgeber
sind, fiir erbrachte Leistungen, sofern

a) weniger als 50 Personen am Fonds beteiligt sind,

b) ein oder mehrere Arbeitgeber in den Fonds einzahlen, bei denen es sich nicht um INVESTMENTUN-
TERNEHMEN oder PASSIVE NFEs handelt,

¢) die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrige an den Fonds (mit Ausnahme von Vermdgensiibertragungen
von in Unterabschnitt C Nummer 17 Buchstabe a genannten Altersvorsorgekonten) durch das
Erwerbseinkommen beziehungsweise die Vergiitung des Arbeitnehmers begrenzt werden,

d) nicht im Griindungsstaat (in einem Mitgliedstaat oder Andorra) des Fonds ansissige Beteiligte auf hochstens
20 Prozent der Vermdgenswerte des Fonds Anspruch haben und

¢) der Fonds staatlicher Regelung unterliegt und Informationen an die Steuerbehorden tibermittelt.

7. Der Ausdruck ,PENSIONSFONDS EINES STAATLICHEN RECHTSTRAGERS, EINER INTERNATIONALEN
ORGANISATION ODER EINER ZENTRALBANK' bedeutet einen von einem STAATLICHEN RECHTSTRAGER,
einer INTERNATIONALEN ORGANISATION oder einer ZENTRALBANK errichteten Fonds zur Gewidhrung
von Altersvorsorge- und Invalidititsleistungen sowie Leistungen im Todesfall an Begiinstigte oder Beteiligte, bei
denen es sich um derzeitige oder ehemalige Arbeitnehmer (oder von ihnen bestimmte Personen) oder um
Personen handeln kann, die keine derzeitigen oder ehemaligen Arbeitnehmer sind, falls die Leistungen diesen
Begiinstigten und Beteiligten fiir ihre dem STAATLICHEN RECHTSTRAGER, der INTERNATIONALEN
ORGANISATION oder der ZENTRALBANK geleisteten Dienste gewahrt werden.

8. Der Ausdruck ,QUALIFIZIERTER KREDITKARTENANBIETER® bedeutet ein FINANZINSTITUT, das folgende
Voraussetzungen erfiillt:

a) Das FINANZINSTITUT gilt nur als FINANZINSTITUT, weil es ein Kreditkartenanbieter ist, der Einlagen nur
akzeptiert, wenn ein Kunde eine Zahlung leistet, die einen in Bezug auf die Karte filligen Saldo iibersteigt,
und die Uberzahlung nicht unverziiglich an den Kunden zuriickiitberwiesen wird, und
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b) Spitestens ab dem Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls setzt das
FINANZINSTITUT Mafinahmen und Verfahren um, die entweder verhindern, dass ein Kunde eine
Uberzahlung in Hohe eines auf die Landeswihrung jedes Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrags im
Gegenwert von mehr als 50 000 USD leistet, oder sicherstellen, dass jede Uberzahlung eines Kunden, die
iber diesem Betrag liegt, dem Kunden innerhalb von 60 Tagen zuriickerstattet wird, wobei in beiden Fillen
die Vorschriften fiir die Zusammenfassung von Konten und die Wahrungsumrechnung nach Abschnitt VII
Unterabschnitt C gelten. Uberzahlungen von Kunden in diesem Sinne umfassen nicht Guthaben im
Zusammenhang mit strittigen Abbuchungen, schliefen jedoch Guthaben infolge der Riickgabe von Waren
ein.

9. Der Ausdruck ,AUSGENOMMENER ORGANISMUS FUR GEMEINSAME ANLAGEN' bedeutet ein
INVESTMENTUNTERNEHMEN, das als Organismus fiir gemeinsame Anlagen der Aufsicht untersteht, sofern
simtliche Beteiligungen an dem Organismus fiir gemeinsame Anlagen von natiirlichen Personen oder
RECHTSTRAGERN, die keine MELDEPFLICHTIGEN PERSONEN sind, oder iiber diese gehalten werden, mit
Ausnahme eines PASSIVEN NFE mit BEHERRSCHENDEN PERSONEN, die MELDEPFLICHTIGE PERSONEN
sind.

Ein INVESTMENTUNTERNEHMEN, das als Organismus fiir gemeinsame Anlagen der Aufsicht untersteht, gilt
auch dann nach Unterabschnitt B Nummer 9 als AUSGENOMMENER ORGANISMUS FUR GEMEINSAME
ANLAGEN, wenn der Organismus fiir gemeinsame Anlagen effektive Inhaberanteile ausgibt, sofern

a) der Organismus fiir gemeinsame Anlagen nach dem 31. Dezember des Jahres vor Inkrafttreten des am
12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls keine effektiven Inhaberanteile ausgegeben hat
oder ausgibt,

b) der Organismus fiir gemeinsame Anlagen bei Riickkauf alle diese Anteile einzieht,

¢) der Organismus fiir gemeinsame Anlagen die in den Abschnitten II bis VII aufgefithrten Verfahren zur
Erfullung der Sorgfaltspflichten durchfihrt und alle meldepflichtigen Informationen zu diesen Anteilen
meldet, wenn diese zum Einlosen oder zu sonstiger Zahlung vorgelegt werden, und

d) der Organismus fiir gemeinsame Anlagen iiber Malinahmen und Verfahren verfiigt, um sicherzustellen, dass
die betreffenden Anteile so bald wie méglich und auf jeden Fall innerhalb von zwei Jahren nach dem
Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls eingelost werden oder nicht
mehr verkehrsfahig sind.

C. Finanzkonto

1. Der Ausdruck ,FINANZKONTO' bedeutet ein von einem FINANZINSTITUT gefithrtes Konto und umfasst ein
EINLAGENKONTO, ein VERWAHRKONTO und

a) im Fall eines INVESTMENTUNTERNEHMENS Eigen- und Fremdkapitalbeteiligungen an dem
FINANZINSTITUT. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmung umfasst der Ausdruck JFINANZKONTO!
keine Figen- und Fremdkapitalbeteiligungen an einem RECHTSTRAGER, der nur als INVESTMENTUN-
TERNEHMEN gilt, weil er fiir den Zweck der Anlage oder Verwaltung von FINANZVERMOGEN, das bei
einem anderen FINANZINSTITUT als diesem RECHTSTRAGER im Namen eines Kunden eingezahlt wurde,
fir oder im Auftrag dieses Kunden i) Anlageberatung erbringt oder ii) Vermogenswerte verwaltet,

b) im Fall eines nicht in Unterabschnitt C Nummer 1 Buchstabe a beschriebenen FINANZINSTITUTS Eigen-
und Fremdkapitalbeteiligungen an dem FINANZINSTITUT, sofern die Beteiligungskategorie zur
Vermeidung der Meldepflicht nach Abschnitt I eingefithrt wurde, und

¢) von einem FINANZINSTITUT ausgestellte oder verwaltete RUCKKAUFSFAHIGE VERSICHERUNGS-
VERTRAGE und RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGE, mit Ausnahme von nicht mit einer Kapitalanlage
verbundenen und nicht iibertragbaren sofortigen Leibrenten, die auf natiirliche Personen lauten und eine
Altersvorsorge- oder Invalidititsleistung monetisieren, die aufgrund eines Kontos erbracht wird, bei dem es
sich um ein AUSGENOMMENES KONTO handelt.

Der Ausdruck ,FINANZKONTO‘ umfasst keine Konten, bei denen es sich um AUSGENOMMENE KONTEN
handelt.

2. Der Ausdruck [EINLAGENKONTO‘ umfasst Geschifts-, Giro-, Spar- und Terminkonten sowie Konten, die
durch Einlagenzertifikate, Sparbriefe, Investmentzertifikate, Schuldtitel oder vergleichbare Instrumente
verbrieft sind, die von einem FINANZINSTITUT im Rahmen gewdhnlicher Bankgeschifte oder einer
dhnlichen Geschaftstitigkeit gefithrt werden. Ein EINLAGENKONTO umfasst auch Betrdge, die von einer
Versicherungsgesellschaft  aufgrund eines garantierten Kapitalanlagevertrags oder einer dhnlichen
Vereinbarung zur Zahlung oder Gutschrift von Zinsen auf diese Betrdge gehalten werden.
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3. Der Ausdruck VERWAHRKONTO' bedeutet ein Konto (nicht jedoch einen VERSICHERUNGS- oder
RENTENVERSICHERUNGSVERTRAG), in dem FINANZVERMOGEN zugunsten eines Dritten verwahrt wird.

4. Der Ausdruck ,EIGENKAPITALBETEILIGUNG' bedeutet im Fall einer Personengesellschaft, die ein
FINANZINSTITUT ist, entweder eine Kapital- oder eine Gewinnbeteiligung an der Personengesellschaft. Im
Fall eines Trusts, der ein FINANZINSTITUT ist, gilt eine EIGENKAPITALBETEILIGUNG als von einer Person
gehalten, die als Treugeber oder Begiinstigter des gesamten oder eines Teils des Trusts betrachtet wird, oder
von einer sonstigen natiirlichen Person, die den Trust tatsichlich beherrscht. Eine MELDEPFLICHTIGE
PERSON gilt als Begiinstigter eines Trusts, wenn sie berechtigt ist, unmittelbar oder mittelbar (zum Beispiel
durch einen Bevollmichtigten) eine Pflichtausschiittung aus dem Trust zu erhalten, oder unmittelbar oder
mittelbar eine freiwillige Ausschiittung aus dem Trust erhalten kann.

5. Der Ausdruck ,VERSICHERUNGSVERTRAG' bedeutet einen Vertrag (nicht jedoch einen RENTENVERSICHE-
RUNGSVERTRAG), bei dem sich der Versicherungsgeber bereit erklirt, bei Eintritt eines konkreten Ereignisses
im Zusammenhang mit einem Todesfall-, Krankheits-, Unfall-, Haftungs- oder Sachschadenrisiko einen Betrag
zu zahlen.

6. Der Ausdruck ,RENTENVERSICHERUNGSVERTRAG' bedeutet einen Vertrag, bei dem sich der Versiche-
rungsgeber bereit erkldrt, fiir einen vollstindig oder teilweise anhand der Lebenserwartung einer oder
mehrerer natiirlicher Personen ermittelten Zeitraum Zahlungen zu leisten. Der Ausdruck umfasst auch einen
Vertrag, der nach dem Recht, den Vorschriften oder der Rechtsiibung des Staates, in dem er ausgestellt wurde
(eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen Staates), als RENTENVERSICHERUNGSVERTRAG gilt und
bei dem sich der Versicherungsgeber bereit erklart, fur eine bestimmte Anzahl von Jahren Zahlungen zu
leisten.

7. Der  Ausdruck ,RUCKKAUFSFAHIGER VERSICHERUNGSVERTRAG‘ bedeutet einen  VERSICHE-
RUNGSVERTRAG (nicht jedoch einen Riickversicherungsvertrag zwischen zwei Versicherungsgesellschaften)
mit einem BARWERT.

8. Der Ausdruck BARWERT" bedeutet i) den Betrag, zu dessen Erhalt der Versicherungsnehmer nach Riickkauf
oder Kiindigung des Vertrags berechtigt ist (ohne Minderung wegen einer Riickkaufgebithr oder eines
Policendarlehens ermittelt), oder ii) den Betrag, den der Versicherungsnehmer im Rahmen des Vertrags oder
in Bezug auf den Vertrag als Darlehen aufnehmen kann, je nachdem, welcher Betrag hoher ist. Ungeachtet
der vorstehenden Bestimmungen umfasst der Ausdruck BARWERT' nicht einen aufgrund eines VERSICHE-
RUNGSVERTRAGS wie folgt zahlbaren Betrag:

a) ausschlieflich aufgrund des Todes einer natiirlichen Person, die tiber einen Lebensversicherungsvertrag
verfiigt,

b) in Form einer Leistung bei Personenschaden oder Krankheit oder einer sonstigen Leistung zur
Entschadigung fuir einen bei Eintritt des Versicherungsfalls erlittenen wirtschaftlichen Verlust,

¢) in Form einer Riickerstattung einer aufgrund eines VERSICHERUNGSVERTRAGS (nicht jedoch eines an
Kapitalanlagen gebundenen Lebens- oder RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS) bereits gezahlten Primie
(abziiglich Versicherungsgebiihren unabhingig von deren tatsichlicher Erhebung) bei Vertragsaufhebung
oder -kiindigung, Verringerung des Risikopotenzials wihrend der Vertragslaufzeit oder Berichtigung einer
Fehlbuchung oder eines vergleichbaren Fehlers in Bezug auf die Vertragspriamie,

d) in Form einer an den Versicherungsnehmer zahlbaren Dividende (nicht jedoch eines Schlussiiberschussan-
teils), sofern die Dividende aus einem VERSICHERUNGSVERTRAG stammt, bei dem nur Leistungen nach
Unterabschnitt C Nummer 8 Buchstabe b zu zahlen sind, oder

e) in Form einer Riickerstattung einer Praimienvorauszahlung oder eines Praimiendepots fiir einen VERSICHE-
RUNGSVERTRAG mit mindestens jahrlich filliger Primienzahlung, sofern die Hohe der Primienvo-
rauszahlung oder des Primiendepots die nichste vertragsgemif fillige Jahrespramie nicht tibersteigt.

9. Der Ausdruck ,BESTEHENDES KONTO* bedeutet

a) ein FINANZKONTO, das zum 31. Dezember des Jahres vor Inkrafttreten des am 12. Februar 2016
unterzeichneten Anderungsprotokolls von einem MELDENDEN FINANZINSTITUT gefithrt wird,

b) Ein Mitgliedstaat oder Andorra hat die Moglichkeit, den Ausdruck ,BESTEHENDES KONTO* auf jedes
FINANZKONTO eines KONTOINHABERS ungeachtet des Zeitpunkts der Eroffnung —dieses
FINANZKONTOS zu erweitern, wenn

i) der KONTOINHABER bei dem MELDENDEN FINANZINSTITUT oder einem VERBUNDENEN
RECHTSTRAGER in demselben Staat (einem Mitgliedstaat oder Andorra) wie das MELDENDE
FINANZINSTITUT auch Inhaber eines FINANZKONTOS ist, das ein BESTEHENDES KONTO nach
Unterabschnitt C Nummer 9 Buchstabe a ist,
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ii) das MELDENDE FINANZINSTITUT und gegebenenfalls der VERBUNDENE RECHTSTRAGER in
demselben Staat (einem Mitgliedstaat oder Andorra) wie das MELDENDE FINANZINSTITUT diese
beiden FINANZKONTEN und alle weiteren FINANZKONTEN des KONTOINHABERS, die als
BESTEHENDE KONTEN nach Buchstabe b behandelt werden, fir die Zwecke der Erfillung der in
Abschnitt VII Unterabschnitt A genannten Anforderungen in Bezug auf den Kenntnisstand und fiir die
Zwecke der Ermittlung des Saldos oder Werts eines der FINANZKONTEN bei der Anwendung eines
der kontospezifischen Schwellenwerte als ein einziges INANZKONTO behandel,

i) das MELDENDE FINANZINSTITUT in Bezug auf ein FINANZKONTO, das den VERFAHREN ZUR
BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/KYC) unterliegt, die Anforderungen dieser Verfahren in
Bezug auf das FINANZKONTO erfiillen darf, indem es sich auf die VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG
DER GELDWASCHE (AML/KYC) verlidsst, die fiir das unter Unterabschnitt C Nummer 9 Buchstabe a
beschriebene BESTEHENDE KONTO durchgefithrt wurden, und

iv) die Eroffnung des FINANZKONTOS — aufler fiir die Zwecke dieses Abkommens — keine
Bereitstellung neuer, zusitzlicher oder geinderter Kundeninformationen durch den KONTOINHABER
erfordert.

Vor Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls teilen die Mitgliedstaaten
Andorra und teilt Andorra der Europidischen Kommission mit, ob sie von der unter diesem Buchstaben
vorgesehen Option Gebrauch gemacht haben. Die Europdische Kommission kann die Weiterleitung der
Mitteilungen der Mitgliedstaaten an Andorra koordinieren und sie leitet die Mitteilung Andorras an alle
Mitgliedstaaten weiter. Jedwede Anderungen bei der Ausitbung dieser Option durch einen Mitgliedstaat oder
Andorra werden auf dieselbe Weise mitgeteilt.

10. Der Ausdruck NEUKONTO‘ bedeutet ein von einem MELDENDEN FINANZINSTITUT gefiihrtes
FINANZKONTO, das zum oder nach dem Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten
Anderungsprotokolls eroffnet wird, sofern es nicht als BESTEHENDES KONTO nach Unterabschnitt C
Nummer 9 behandelt wird.

11. Der Ausdruck ,BESTEHENDES KONTO NATURLICHER PERSONEN‘ bedeutet ein BESTEHENDES KONTO,
dessen Inhaber eine oder mehrere natiirliche Personen sind.

12. Der Ausdruck ,NEUKONTO NATURLICHER PERSONEN‘ bedeutet ein NEUKONTO, dessen Inhaber eine oder
mebhrere natiirliche Personen sind.

13. Der Ausdruck ,BESTEHENDES KONTO VQN RECHTSTRAGERN* bedeutet ein BESTEHENDES KONTO,
dessen Inhaber ein oder mehrere RECHTSTRAGER sind.

14. Der Ausdruck KONTO VON GERINGEREM WERT bedeutet ein BESTEHENDES KONTO NATURLICHER
PERSONEN mit einem Gesamtsaldo oder -wert, der zum 31. Dezember des Jahres vor Inkrafttreten des am
12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls 1 000 000 USD oder einen auf die Landeswdhrung
jedes Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrag im Gegenwert von 1 000 000 USD nicht iibersteigt.

15. Der Ausdruck ,KONTO VON HOHEM WERT‘ bedeutet ein BESTEHENDES KONTO NATURLICHER
PERSONEN mit einem Gesamtsaldo oder —wert, der zum 31. Dezember des Jahres vor Inkrafttreten des am
12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls oder zum 31. Dezember eines Folgejahres
1 000 000 USD oder einen auf die Landeswihrung jedes Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrag im
Gegenwert von 1 000 000 USD {ibersteigt.

16. Der Ausdruck NEUKONTO VON RECHTSTRAGERN' bedeutet ein NEUKONTO, dessen Inhaber ein oder
mehrere RECHTSTRAGER sind.

17. Der Ausdruck , AUSGENOMMENES KONTO* bedeutet eines der folgenden Konten:
a) ein Altersvorsorgekonto, das folgende Voraussetzungen erfiillt:

i) Das Konto untersteht als personliches Altersvorsorgekonto der Aufsicht oder ist Teil eines registrierten
oder der Aufsicht unterstehenden Altersvorsorgeplans fir die Gewdhrung von Renten- und Pensions-
leistungen (einschlieflich Invalidititsleistungen und Leistungen im Todesfall);

ii) Das Konto ist steuerbegiinstigt (das heifft, auf das Konto eingezahlte Beitrdge, die andernfalls
steuerpflichtig wiren, sind von den Bruttoeinkiinften des KONTOINHABERS abziehbar oder
ausgenommen oder werden mit einem ermifigten Steuersatz besteuert, oder die mit dem Konto

erzielten Kapitalertrige werden nachgelagert oder mit einem ermifigten Steuersatz besteuert);

iii) In Bezug auf das Konto besteht eine Pflicht zur Informationsiibermittlung an die Steuerbehorden;
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iv) Entnahmen sind an das Erreichen eines bestimmten Ruhestandsalters, Invaliditit oder den Todesfall
gekniipft oder es werden bei Entnahmen vor Eintritt dieser Ereignisse Vorschusszinsen fillig und

v) Entweder i) die jihrlichen Beitrdge sind auf hochstens 50 000 USD oder einen auf die Landeswahrung
jedes Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrag im Gegenwert von hochstens 50 000 USD
begrenzt oder ii) fir das Konto gilt eine auf die gesamte Lebenszeit bezogene Beitragsgrenze in Hohe
von hochstens 1 000 000 USD oder eines auf die Landeswihrung jedes Mitgliedstaats oder Andorras
lautenden Betrags im Gegenwert von hochstens 1 000 000 USD, wobei in beiden Fillen die
Vorschriften fiir die Zusammenfassung von Konten und die Wahrungsumrechnung nach Abschnitt VII
Unterabschnitt C gelten.

Ein FINANZKONTO, das die unter Unterabschnitt C Nummer 17 Buchstabe a Ziffer v genannte
Voraussetzung grundsitzlich erfillt, wird diese auch dann erfillen, wenn auf das FINANZKONTO
Vermdgenswerte oder Geldbetrige von einem oder mehreren FINANZKONTEN, die die Voraussetzungen
nach Unterabschnitt C Nummer 17 Buchstabe a oder b erfiillen, oder von einem oder mehreren
Altersvorsorge- oder Pensionsfonds, die die Voraussetzungen nach Unterabschnitt B Nummern 5 bis 7
erfillen, iibertragen werden konnen.

b) ein Konto, das folgende Voraussetzungen erfiillt:

i) Das Konto untersteht als Anlageinstrument fiir andere Zwecke als die Altersvorsorge der Aufsicht und
wird regelmifig an einer anerkannten Borse gehandelt oder das Konto untersteht als Sparinstrument
fir andere Zwecke als die Altersvorsorge der Aufsicht;

ii) Das Konto ist steuerbegiinstigt (das heiflt, auf das Konto eingezahlte Beitrdge, die andernfalls
steuerpflichtig wiaren, sind von den Bruttoeinkiinften des KONTOINHABERS abziehbar oder
ausgenommen oder werden mit einem ermifigten Steuersatz besteuert, oder die mit dem Konto
erzielten Kapitalertrige werden nachgelagert oder mit einem erméfigten Steuersatz besteuert);

i) Entnahmen sind an die Erfiilllung bestimmter Kriterien gekniipft, die in Zusammenhang mit dem
Zweck des Anlage- oder Sparkontos (beispielsweise Gewidhrung von ausbildungsbezogenen oder
medizinischen Leistungen) stehen, oder es werden bei Entnahmen vor Erfilllung dieser Kriterien
Vorschusszinsen fallig und

iv) die jahrlichen Beitrdge sind auf hochstens 50 000 USD oder einen auf die Landeswdhrung jedes
Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrag im Gegenwert von hochstens 50 000 USD begrenzt,
wobei die Vorschriften fiir die Zusammenfassung von Konten und die Wihrungsumrechnung nach
Abschnitt VII Unterabschnitt C gelten.

Ein FINANZKONTO, das die unter in Unterabschnitt C Nummer 17 Buchstabe b Ziffer iv genannte
Voraussetzung grundsitzlich erfullt, wird diese auch dann erfilllen, wenn auf das FINANZKONTO
Vermogenswerte oder Geldbetrige von einem oder mehreren FINANZKONTEN, die die Voraussetzungen
nach Unterabschnitt C Nummer 17 Buchstabe a oder b erfiillen, oder von einem oder mehreren
Altersvorsorge- oder Pensionsfonds, die die Voraussetzungen nach Unterabschnitt B Nummern 5 bis 7
erfiillen, ibertragen werden konnen.

c) einen Lebensversicherungsvertrag mit einer Versicherungszeit, die vor Vollendung des 90. Lebensjahrs der
versicherten natiirlichen Person endet, sofern der Vertrag folgende Voraussetzungen erfillt:

i) Wihrend der Vertragslaufzeit oder bis zur Vollendung des 90. Lebensjahres des Versicherten — je
nachdem, welcher Zeitraum kiirzer ist — sind mindestens jahrlich regelmifSige Pramien fillig, die im
Laufe der Zeit nicht sinken;

ii) Der Vertrag besitzt keinen Vertragswert, auf den eine Person ohne Kiindigung des Vertrags (durch
Entnahme, Beleihung oder auf andere Weise) zugreifen kann;

iii) Der bei Vertragsauthebung oder -kiindigung auszahlbare Betrag (mit Ausnahme einer Leistung im
Todesfall) kann die Gesamthohe der fiir den Vertrag gezahlten Pramien abziiglich der Summe aus den
Gebiihren fiir Todesfall- und Krankheitsrisiko und Aufwendungen (unabhingig von deren tatsichlicher
Erhebung) fur die Vertragslaufzeit bezichungsweise -laufzeiten sowie simtlichen vor Vertragsauthebung
oder -kiindigung ausgezahlten Betrdgen nicht iibersteigen und

iv) der Inhaber des Vertrags ist kein entgeltlicher Erwerber;

d) ein Konto, dessen ausschliefSlicher Inhaber ein Nachlass ist, sofern die Unterlagen zu diesem Konto eine
Kopie des Testaments oder der Sterbeurkunde des Verstorbenen enthalten;
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e) ein Konto, das eingerichtet wird im Zusammenhang mit
i) einer gerichtlichen Verfiigung oder einem Gerichtsurteil,

ii) einem Verkauf, einem Tausch oder einer Vermietung eines unbeweglichen oder beweglichen
Vermogensgegenstands, sofern das Konto folgende Voraussetzungen erfiillt:

— Das Konto wird ausschlie@lich mit einer Anzahlung, einer Einlage in einer zur Sicherung einer
unmittelbar mit der Transaktion verbundenen Verpflichtung angemessenen Hohe oder einer
dhnlichen Zahlung finanziert oder mit FINANZVERMOGEN, das im Zusammenhang mit dem
Verkauf, dem Tausch oder der Vermietung des Vermogensgegenstands auf das Konto eingezahlt
wird;

— das Konto wird nur zur Sicherung der Verpflichtung des Kiufers zur Zahlung des Kaufpreises fiir
den Vermogensgegenstand, der Verpflichtung des Verkdufers zur Begleichung von Eventualverbind-
lichkeiten beziehungsweise der Verpflichtung des Vermieters oder Mieters zur Begleichung von
Schiden im Zusammenhang mit dem Mietobjekt nach dem Mietvertrag eingerichtet und genutzt;

— die Vermogenswerte des Kontos, einschlieBlich der daraus erzielten Einkiinfte, werden bei Verkauf,
Tausch oder Ubertragung des Vermogensgegenstands beziehungsweise Ende des Mietvertrags
zugunsten des Kiufers, Verkdufers, Vermieters oder Mieters ausgezahlt oder auf andere Weise
verteilt (auch zur Erfullung einer Verpflichtung einer dieser Personen);

— das Konto ist nicht ein im Zusammenhang mit einem Verkauf oder Tausch von
FINANZVERMOGEN eingerichtetes Margin-Konto oder dhnliches Konto und

— das Konto steht nicht in Verbindung mit einem Konto nach Unterabschnitt C Nummer 17
Buchstabe f.

iif) einer Verpflichtung eines FINANZINSTITUTS, das ein durch Immobilien besichertes Darlehen
verwaltet, zur Zurticklegung eines Teils einer Zahlung ausschlielich zur Ermoglichung der
Entrichtung von Steuern oder Versicherungsbeitrigen im Zusammenhang mit den Immobilien zu
einem spiteren Zeitpunkt oder

iv) einer Verpflichtung eines FINANZINSTITUTS ausschlieflich zur Ermoglichung der Entrichtung von
Steuern zu einem spiteren Zeitpunkt;

f) ein EINLAGENKONTO, das folgende Voraussetzungen erfiillt:

i) Das Konto besteht ausschlieflich, weil ein Kunde eine Zahlung leistet, die einen in Bezug auf eine
Kreditkarte oder eine sonstige revolvierende Kreditfazilitit falligen Saldo iibersteigt, und die
Uberzahlung nicht unverziiglich an den Kunden zuriickiiberwiesen wird und

ii) Spétestens ab dem Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls setzt
das FINANZINSTITUT Mafnahmen und Verfahren um, die entweder verhindern, dass ein Kunde eine
Uberzahlung von mehr als 50 000 USD oder in Hohe eines auf die Landeswdhrung jedes
Mitgliedstaats oder Andorras lautenden Betrags im Gegenwert von mehr als 50 000 USD leistet, oder
sicherstellen, dass jede Uberzahlung eines Kunden, die iiber diesem Betrag liegt, dem Kunden innerhalb
von 60 Tagen zuriickerstattet wird, wobei in beiden Fillen die Vorschriften fir die Wihrungsum-
rechnung nach Abschnitt VII Unterabschnitt C gelten. Uberzahlungen von Kunden in diesem Sinne
umfassen nicht Guthaben im Zusammenhang mit strittigen Abbuchungen, schliefen jedoch Guthaben
infolge der Riickgabe von Waren ein;

g) ein sonstiges Konto, bei dem ein geringes Risiko besteht, dass es zur Steuerhinterziehung missbraucht
wird, das im Wesentlichen &hnliche FEigenschaften wie die unter Unterabschnitt C Nummer 17
Buchstaben a bis f beschriebenen Konten aufweist und das nach nationalem Recht als AUSGENOMMENES
KONTO gilt und — in Bezug auf die Mitgliedstaaten — in der Liste nach Artikel 8 Absatz 7a der
Richtlinie 2011/16/EU des Rates iiber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden im Bereich der
Besteuerung aufgefiihrt ist und Andorra gemeldet wurde beziehungsweise — in Bezug auf Andorra — der
Européischen Kommission mitgeteilt wurde, sofern sein Status als AUSGENOMMENES KONTO dem
Zweck dieses Abkommens nicht entgegensteht.

D. Meldepflichtiges Konto

1. Der Ausdruck MELDEPFLICHTIGES KONTO‘ bedeutet ein Konto, dessen Inhaber eine oder mehrere
MELDEPFLICHTIGE PERSONEN sind oder ein PASSIVER NFE, der von einer oder mehreren
MELDEPFLICHTIGEN PERSONEN beherrscht wird, sofern es nach den in den Abschnitten II bis VII
beschriebenen Verfahren zur Erfiilllung der Sorgfaltspflichten als solches identifiziert wurde.
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2. Der Ausdruck MELDEPFLICHTIGE PERSON‘ bedeutet eine PERSON EINES MELDEPFLICHTIGEN STAATES,
jedoch nicht i) eine Kapitalgesellschaft, deren Aktien regelmiffig an einer oder mehreren anerkannten
Wertpapierborsen gehandelt werden, ii) eine Kapitalgesellschaft, die ein VERBUNDENER RECHTSTRAGER
einer Kapitalgesellschaft nach Ziffer i ist, ii) einen STAATLICHEN RECHTSTRAGER, iv) eine
INTERNATIONALE ORGANISATION, v) eine ZENTRALBANK oder vi) ein FINANZINSTITUT.

3. Der Ausdruck ,PERSON EINES MELDEPFLICHTIGEN STAATES® bedeutet eine natiirliche Person oder einen
RECHTSTRAGER, die beziehungsweise der nach dem Steuerrecht eines MELDEPFLICHTIGEN STAATES in
diesem ansissig ist, oder einen Nachlass eines Erblassers, der in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT ansissig
war. In diesem Sinne gilt ein RECHTSTRAGER, bei dem keine steuerliche Ansissigkeit vorliegt, beispielsweise
eine Personengesellschaft, eine Limited Liability Partnership oder ein dhnliches Rechtsgebilde, als in dem Staat
ansissig, in dem sich der Ort seiner tatsichlichen Geschiftsleitung befindet.

4. Der Ausdruck MELDEPFLICHTIGER STAAT" bedeutet im Zusammenhang mit der Pflicht zur Ubermittlung der
in Abschnitt I genannten Informationen Andorra in Bezug auf einen Mitgliedstaat oder einen Mitgliedstaat in
Bezug auf Andorra.

5. Der Ausdruck ,TEILNEHMENDER STAAT" bedeutet in Bezug auf einen Mitgliedstaat oder Andorra
a) einen Mitgliedstaat in Bezug auf die Meldepflichten gegeniiber Andorra oder
b) Andorra in Bezug auf die Meldepflichten gegeniiber einem Mitgliedstaat oder

¢) einen anderen Staat, i) mit dem je nach Zusammenhang der betreffende Mitgliedstaat oder Andorra ein
Abkommen geschlossen hat, wonach dieser andere Staat die in Abschnitt I genannten Informationen
iibermittelt, und ii) der in einer von dem Mitgliedstaat beziehungsweise Andorra veroffentlichten und
Andorra beziehungsweise der Européischen Kommission mitgeteilten Liste aufgefuihrt ist,

d) in Bezug auf die Mitgliedstaaten einen anderen Staat, i) mit dem die Europdische Union ein Abkommen
geschlossen hat, wonach dieser andere Staat die in Abschnitt I genannten Informationen iibermittelt, und ii)
der in einer von der Europdischen Kommission veroffentlichten Liste aufgefithrt ist.

6. Der Ausdruck BEHERRSCHENDE PERSONEN* bedeutet die natiirlichen Personen, die einen RECHTSTRAGER
beherrschen. Im Fall eines Trusts bedeutet dieser Ausdruck den/die Treugeber, den/die Treuhdnder,
(gegebenenfalls) den/die Protektor(en), den/die Begiinstigten oder Begiinstigtenkategorie(n) sowie alle sonstigen
natiirlichen Personen, die den Trust tatsichlich beherrschen, und im Fall eines Rechtsgebildes, das kein Trust
ist, bedeutet dieser Ausdruck Personen in gleichwertigen oder &hnlichen Positionen. Der Ausdruck
,BEHERRSCHENDE PERSONEN" ist auf eine Weise auszulegen, die mit den FATF-Empfehlungen vereinbar ist.

7. Der Ausdruck NFE‘ bedeutet einen RECHTSTRAGER, der kein FINANZINSTITUT ist.

8. Der Ausdruck ,PASSIVER NFE‘ bedeutet i) einen NFE, der kein AKTIVER NFE ist, oder ii) ein INVESTMENTUN-
TERNEHMEN nach Unterabschnitt A Nummer 6 Buchstabe b, das kein FINANZINSTITUT EINES
TEILNEHMENDEN STAATES ist.

9. Der Ausdruck ,AKTIVER NFE' bedeutet einen NFE, der eines der folgenden Kriterien erfullt:

a) Weniger als 50 Prozent der Bruttoeinkiinfte des NFE im vorangegangenen Kalenderjahr oder einem anderen
geeigneten Meldezeitraum sind passive Einkiinfte und weniger als 50 Prozent der Vermogenswerte, die sich
wihrend des vorangegangenen Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums im Besitz des
NFE befanden, sind Vermogenswerte, mit denen passive Einkiinfte erzielt werden oder erzielt werden sollen;

b) Die Aktien des NFE werden regelmifig an einer anerkannten Wertpapierborse gehandelt oder der NFE ist
ein VERBUNDENER RECHTSTRAGER eines RECHTSTRAGERS, dessen Aktien regelmiffig an einer
anerkannten Wertpapierborse gehandelt werden;

¢) Der NFE ist ein STAATLICHER RECHTSTRAGER, eine INTERNATIONALE ORGANISATION, eine
ZENTRALBANK oder ein RECHTSTRAGER, der im Alleineigentum einer oder mehrerer der vorgenannten
Institutionen steht;
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d) Im Wesentlichen alle Titigkeiten des NFE bestehen im (vollstindigen oder teilweisen) Besitzen der
ausgegebenen Aktien einer oder mehrerer Tochtergesellschaften, die eine andere Geschiftstitigkeit als die
eines FINANZINSTITUTS ausiiben, sowie in der Finanzierung und Erbringung von Dienstleistungen fiir
diese Tochtergesellschaften, mit der Ausnahme, dass ein RECHTSTRAGER nicht die Kriterien fiir diesen
Status erfiillt, wenn er als Anlagefonds titig ist (oder sich als solchen bezeichnet), wie zum Beispiel ein
Beteiligungskapitalfonds, ein Wagniskapitalfonds, ein Fonds fiir fremdfinanzierte Ubernahmen (Leveraged-
Buyout-Fonds’) oder ein Anlageinstrument, dessen Zweck darin besteht, Gesellschaften zu erwerben oder zu
finanzieren und anschliefend Anteile an diesen Gesellschaften als Anlagevermogen zu halten;

¢) Der NFE betreibt noch kein Geschift und hat auch in der Vergangenheit kein Geschift betrieben, legt
jedoch Kapital in Vermogenswerten an mit der Absicht, ein anderes Geschift als das eines
FINANZINSTITUTS zu betreiben; der NFE fillt jedoch nach dem Tag, der auf einen Zeitraum von
24 Monaten nach dem Griindungsdatum des NFE folgt, nicht unter diese Ausnahmeregelung;

f) Der NFE war in den vergangenen fiinf Jahren kein FINANZINSTITUT und verdufSert derzeit seine
Vermogenswerte oder fithrt eine Umstrukturierung durch mit der Absicht, eine andere Titigkeit als die
eines FINANZINSTITUTS fortzusetzen oder wieder aufzunehmen.

g) Die Titigkeit des NFE besteht vorwiegend in der Finanzierung und Absicherung von Transaktionen mit
oder fir VERBUNDENE RECHTSTRAGER, die keine FINANZINSTITUTE sind, und er erbringt keine
Finanzierungs- oder Absicherungsleistungen fiir RECHTSTRAGER, die keine VERBUNDENEN
RECHTSTRAGER sind, mit der MafRgabe, dass der Konzern dieser VERBUNDENEN RECHTSTRAGER
vorwiegend eine andere Geschftstitigkeit als die eines INANZINSTITUTS ausiibt, oder

=

der NFE erfullt alle der folgenden Anforderungen:

i) Er wird in seinem Ansissigkeitsstaat (einem Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen Staat)
ausschlielich fiir religiose, gemeinniitzige, wissenschaftliche, kiinstlerische, kulturelle, sportliche oder
erzieherische Zwecke errichtet und betrieben oder er wird in seinem Ansissigkeitsstaat (einem
Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen Staat) errichtet und betrieben und ist ein Berufsverband,
eine Vereinigung von Geschiftsleuten, eine Handelskammer, ein Arbeitnehmerverband, ein
Landwirtschafts- oder Gartenbauverband, eine Biirgervereinigung oder eine Organisation, die
ausschlieBlich zur Wohlfahrtsférderung betrieben wird;

ii) Er ist in seinem Ansissigkeitsstaat (einem Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen Staat) von der
Einkommensteuer befreit;

iii) Er hat keine Anteilseigner oder Mitglieder, die Eigentums- oder Nutzungsrechte an seinen Einkiinften
oder Vermogenswerten haben;

iv) Nach dem geltenden Recht des Ansissigkeitsstaats (eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen
Staates) oder den Griindungsunterlagen des NFE diirfen seine Einkiinfte und Vermdgenswerte nicht an
eine Privatperson oder einen nicht gemeinniitzigen RECHTSTRAGER ausgeschiittet oder zu deren
Gunsten verwendet werden, aufer in Ubereinstimmung mit der Ausiibung der gemeinniitzigen
Tatigkeit des NFE, als Zahlung einer angemessenen Vergiitung fiir erbrachte Leistungen oder als
Zahlung in Hohe des Marktwerts eines vom NFE erworbenen Vermdgensgegenstands, und

v) nach dem geltenden Recht des Ansissigkeitsstaats (eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen
Staates) oder den Griindungsunterlagen des NFE miissen bei seiner Abwicklung oder Auflosung alle
seine Vermogenswerte an einen STAATLICHEN RECHTSTRAGER oder eine andere gemeinniitzige
Organisation verteilt werden oder fallen der Regierung des Ansissigkeitsstaats des NFE (eines
Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen Staates) oder einer seiner Gebietskorperschaften anheim.

E. Sonstige Begriffsbestimmungen

1. Der Ausdruck KONTOINHABER' bedeutet die Person, die vom kontofithrenden FINANZINSTITUT als Inhaber
eines FINANZKONTOS gefithrt oder identifiziert wird. Eine Person, die kein FINANZINSTITUT ist und als
Vertreter, Verwahrer, Bevollmichtigter, Unterzeichner, Anlageberater oder Intermediir zugunsten oder fur
Rechnung einer anderen Person ein INANZKONTO unterhilt, gilt nicht als KONTOINHABER im Sinne dieses
Anhangs, stattdessen gilt die andere Person als KONTOINHABER. Im Fall eines RUCKKAUFSFAHIGEN
VERSICHERUNGS-VERTRAGS oder eines RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS ist der KONTOINHABER jede
Person, die berechtigt ist, auf den BARWERT zuzugreifen oder den Begiinstigten des Vertrags zu dndern. Kann
niemand auf den BARWERT zugreifen oder den Begiinstigten des Vertrags dndern, so ist der KONTOINHABER
jede Person, die im Vertrag als Eigentiimer genannt ist, und jede Person, die nach den Vertragsbedingungen
einen unverfallbaren Zahlungsanspruch hat. Bei Flligkeit eines RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGS-
VERTRAGS oder eines RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS gilt jede Person, die vertragsgemdf einen
Anspruch auf Erhalt einer Zahlung hat, als KONTOINHABER.
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2. Der Ausdruck ,VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/KYC)* bedeutet die Verfahren
eines MELDENDEN FINANZINSTITUTS zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden nach den
Auflagen zur  Geldwischebekimpfung und  dhnlichen Vorschriften, denen dieses MELDENDE
FINANZINSTITUT unterliegt.

3. Der Ausdruck RECHTSTRAGER® bedeutet eine juristische Person oder ein Rechtsgebilde wie zum Beispiel eine
Kapitalgesellschaft, eine Personengesellschaft, einen Trust oder eine Stiftung.

4. Ein RECHTSTRAGER ist ein ,VERBUNDENER RECHTSTRAGER' eines anderen RECHTSTRAGERS, wenn einer
der beiden RECHTSTRAGER den anderen beherrscht oder die beiden RECHTSTRAGER der gleichen
Beherrschung unterliegen. Fiir diesen Zweck umfasst Beherrschung unmittelbares oder mittelbares Eigentum an
mehr als 50 Prozent der Stimmrechte und des Wertes eines RECHTSTRAGERS. Ein Mitgliedstaat oder Andorra
hat die Moglichkeit, einen RECHTSTRAGER als ,VERBUNDENEN RECHTSTRAGER' eines anderen
RECHTSTRAGERS zu bestimmen, wenn a) einer der beiden RECHTSTRAGER den anderen beherrscht, die
beiden RECHTSTRAGER der gleichen Beherrschung unterliegen oder ¢) die beiden RECHTSTRAGER
INVESTMENTUNTERNEHMEN im Sinne des Unterabschnitts A Nummer 6 Buchstabe b sind, eine gemeinsame
Geschiftsleitung haben und diese Geschiftsleitung die Sorgfaltspflichten solcher INVESTMENTUNTERNEHMEN
einhilt. Fir diesen Zweck umfasst Beherrschung unmittelbares oder mittelbares Eigentum an mehr als
50 Prozent der Stimmrechte und des Wertes eines RECHTSTRAGERS.

Vor Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls teilen die Mitgliedstaaten
Andorra und teilt Andorra der Europidischen Kommission mit, ob sie von der Option dieses Unterabschnitts
Gebrauch gemacht haben. Die Europidische Kommission kann die Weiterleitung der Mitteilungen der
Mitgliedstaaten an Andorra koordinieren und leitet die Mitteilung Andorras an alle Mitgliedstaaten weiter.
Jedwede Anderungen bei der Ausiibung dieser Option durch einen Mitgliedstaat oder Andorra werden auf
dieselbe Weise mitgeteilt.

5. Der  Ausdruck  STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER® bedeutet die Identifikationsnummer eines
Steuerpflichtigen (oder die funktionale Entsprechung, wenn keine STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER
vorhanden).

6. Der Ausdruck BELEGE' umfasst folgende Dokumente:

a) eine Ansissigkeitsbescheinigung, ausgestellt von einer autorisierten staatlichen Stelle (beispielsweise einer
Regierung oder einer ihrer Behorden oder einer Gemeinde) des Staates (eines Mitgliedstaats, Andorras oder
eines anderen Staates), in dem der Zahlungsempfinger ansissig zu sein behauptet;

b) bei einer natiirlichen Person einen von einer autorisierten staatlichen Stelle (beispielsweise einer Regierung
oder einer ihrer Behorden oder einer Gemeinde) ausgestellten giiltigen Ausweis, der den Namen der
natiirlichen Person enthilt und normalerweise zur Feststellung der Identitit verwendet wird;

c) bei einem RECHTSTRAGER ein von einer autorisierten staatlichen Stelle (beispielsweise einer Regierung
oder einer ihrer Behorden oder einer Gemeinde) ausgestelltes amtliches Dokument, das den Namen des
RECHTSTRAGERS enthilt sowie entweder die Anschrift seines Hauptsitzes in dem Staat (einem
Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen Staat), in dem er ansdssig zu sein behauptet, oder den Staat
(Mitgliedstaat, Andorra oder einen anderen Staat), in dem der RECHTSTRAGER eingetragen oder gegriindet
wurde;

d) einen gepriiften Jahresabschluss, eine Kreditauskunft eines Dritten, einen Insolvenzantrag oder einen Bericht
der Borsenaufsichtsbehorde.

In Bezug auf BESTEHENDE KONTEN VON RECHTSTRAGERN hat jeder Mitgliedstaat und Andorra die
Moglichkeit, einem MELDENDEN FINANZINSTITUT zu gestatten, als BELEG jede Einstufung in seinen
Unterlagen in Bezug auf den KONTOINHABER zu verwenden, die auf der Grundlage eines standardisierten
Branchenkodierungssystems ermittelt wurde, die das MELDENDE FINANZINSTITUT im Einklang mit seiner
iiblichen Geschiftspraxis fiir die Zwecke von VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/
KYC) oder zu anderen gesetzlichen Zwecken (aufer zu Steuerzwecken) dokumentiert und vor dem Datum
eingefiihrt hat, an dem das FINANZKONTO als BESTEHENDES KONTO eingestuft wurde, sofern dem
MELDENDEN FINANZINSTITUT nicht bekannt ist oder nicht bekannt sein miisste, dass diese Einstufung nicht
zutreffend oder unglaubwiirdig ist. Der Ausdruck ,standardisiertes Branchenkodierungssystem‘ bedeutet ein
Kodierungssystem, das zur Einstufung von Einrichtungen nach Art der Geschiftstdtigkeit zu anderen Zwecken
als zu Steuerzwecken verwendet wird.

Vor Inkrafttreten des am 12. Februar 2016 unterzeichneten Anderungsprotokolls teilen die Mitgliedstaaten
Andorra und teilt Andorra der Europidischen Kommission mit, ob sie von der Option dieses Unterabschnitts
Gebrauch gemacht haben. Die Europidische Kommission kann die Weiterleitung der Mitteilungen der
Mitgliedstaaten an Andorra koordinieren und leitet die Mitteilung Andorras an alle Mitgliedstaaten weiter.
Jedwede Anderungen bei der Ausiibung dieser Option durch einen Mitgliedstaat oder Andorra werden auf
dieselbe Weise mitgeteilt.
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ABSCHNITT IX

WIRKSAME UMSETZUNG

Jeder Mitgliedstaat und Andorra muss iiber entsprechende Vorschriften und Verwaltungsverfahren verfiigen, um die
wirksame Umsetzung und die Einhaltung der oben beschriebenen Melde- und Sorgfaltspflichten sicherzustellen,
einschliefSlich

1. Vorschriften zur Verhinderung, dass FINANZINSTITUTE, Personen oder Intermedidre Praktiken zur Umgehung der
Melde- und Sorgfaltspflichten anwenden;

2. Vorschriften, die MELDENDE FINANZINSTITUTE verpflichten, die zur Erfilllung der Melde- und Sorgfaltspflichten
unternommenen Schritte und herangezogenen Nachweise zu dokumentieren, sowie geeignete Mafinahmen zur
Beschaffung dieser Dokumente;

3. Verwaltungsverfahren zur Uberpriifung, ob die MELDENDEN FINANZINSTITUTE die Melde- und Sorgfalts-
pflichten einhalten; Verwaltungsverfahren zur Nachpriifung eines MELDENDEN FINANZINSTITUTS, wenn nicht
dokumentierte Konten gemeldet werden;

4. Verwaltungsverfahren zur Sicherstellung, dass bei den RECHTSTRAGERN und Konten, die nach nationalem Recht
als NICHT MELDENDE FINANZINSTITUTE beziehungsweise AUSGENOMMENE KONTEN gelten, weiterhin ein
geringes Risiko besteht, dass sie zur Steuerhinterziehung missbraucht werden, und

5. wirksamen Durchsetzungsbestimmungen bei Nichteinhaltung der Vorschriften.

ANHANG II
ERGANZENDE MELDE- UND SORGFALTSVORSCHRIFTEN FUR INFORMATIONEN UBER FINANZKONTEN
1. Anderung der Gegebenheiten

Eine ,Anderung der Gegebenheiten’ umfasst jede Anderung, die die Aufnahme neuer fiir den Status einer Person
relevanter Informationen zur Folge hat oder in anderer Weise im Widerspruch zum Status dieser Person steht. Zudem
umfasst eine Anderung der Gegebenheiten jede Anderung oder Aufnahme von Informationen zum Konto des
KONTOINHABERS (einschlieRlich der Aufnahme, Ersetzung oder jeder anderen Anderung eines KONTOINHABERS)
oder jede Anderung oder Aufnahme von Informationen zu jedem mit einem solchen Konto verbundenen Konto
(unter Anwendung der Vorschriften fur die Zusammenfassung von Konten gemdf Anhang I Abschnitt VII
Unterabschnitt C Nummern 1 bis 3), wenn sich diese Anderung oder Aufnahme von Informationen auf den Status
des KONTOINHABERS auswirkt.

Hat sich ein MELDENDES FINANZINSTITUT auf die in Anhang I Abschnitt III Unterabschnitt B Nummer 1
beschriebene Uberpriifung der Hausanschrift verlassen und tritt eine Anderung der Gegebenheiten ein, aufgrund
deren dem MELDENDEN FINANZINSTITUT bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass die urspriinglichen BELEGE
(oder andere gleichwertige Dokumente) nicht zutreffend oder unglaubwiirdig sind, so muss das MELDENDE
FINANZINSTITUT entweder bis zum letzten Tag des mafigeblichen Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten
Meldezeitraums oder 90 Kalendertage nach Mitteilung oder Feststellung einer solchen Anderung der Gegebenheiten
— je nachdem, welches Datum spiter ist — eine Selbstauskunft und neue BELEGE beschaffen, um die steuerliche(n)
Ansissigkeit(en) des KONTOINHABERS festzustellen. Kann das MELDENDE FINANZINSTITUT bis zu diesem Datum
keine Selbstauskunft und keine neuen BELEGE beschaffen, so muss es die in Anhang I Abschnitt III Unterabschnitt B
Nummern 2 bis 6 beschriebene Suche in elektronischen Datensitzen durchfithren.

2. Selbstauskunft bei NEUKONTEN VON RECHTSTRAGERN

Bei NEUKONTEN VON RECHTSTRAGERN kann sich ein MELDENDES FINANZINSTITUT zur Feststellung, ob eine
BEHERRSCHENDE PERSON eines PASSIVEN NFE eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist, nur auf eine Selbstauskunft
entweder des KONTOINHABERS oder dieser BEHERRSCHENDEN PERSON verlassen.

3. Ansissigkeit eines FINANZINSTITUTS

Ein FINANZINSTITUT ist in einem Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen TEILNEHMENDEN STAAT ,ansissig’,
wenn es der Hoheitsgewalt dieses Mitgliedstaats, Andorras oder des anderen TEILNEHMENDEN STAATES untersteht
(d. h. der TEILNEHMENDE STAAT kann die Meldepflichten des FINANZINSTITUTS durchsetzen). Im Allgemeinen
untersteht ein FINANZINSTITUT, wenn es in einem Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen TEILNEHMENDEN
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STAAT steuerlich ansissig ist, der Hoheitsgewalt dieses Mitgliedstaats, Andorras oder des anderen TEILNEHMENDEN
STAATES und ist somit ein MITGLIEDSTAATLICHES FINANZINSTITUT, ein ANDORRANISCHES FINANZINSTITUT
oder ein FINANZINSTITUT eines anderen TEILNEHMENDEN STAATES. Ein Trust, der ein FINANZINSTITUT ist, gilt
(unabhingig davon, ob er in einem Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen TEILNEHMENDEN STAAT steuerlich
ansissig ist) als der Hoheitsgewalt eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen TEILNEHMENDEN STAATES
unterstehend, wenn einer oder mehrere seiner Treuhdnder in dem Mitgliedstaat, Andorra oder dem anderen
TEILNEHMENDEN STAAT ansissig sind, es sei denn, der Trust meldet alle nach diesem Abkommen oder einer
anderen Ubereinkunft zur Umsetzung des globalen Standards meldepflichtigen Informationen iiber von dem Trust
gefithrte MELDEPFLICHTIGE KONTEN einem anderen TEILNEHMENDEN STAAT (einem Mitgliedstaat, Andorra oder
einem anderen TEILNEHMENDEN STAAT), weil er in diesem anderen TEILNEHMENDEN STAAT steuerlich ansissig
ist. Hat ein FINANZINSTITUT (mit Ausnahme von Trusts) jedoch keine steuerliche Ansissigkeit (z. B. weil es als
steuerlich transparent gilt oder in einem Staat niedergelassen ist, der keine Einkommensteuer erhebt), so gilt es als der
Hoheitsgewalt eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen TEILNEHMENDEN STAATES unterstehend und ist
somit ein MITGLIEDSTAATLICHES FINANZINSTITUT, ein ANDORRANISCHES FINANZINSTITUT oder ein
FINANZINSTITUT eines anderen TEILNEHMENDEN STAATES, wenn folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

a) Es ist nach dem Recht eines Mitgliedstaats, Andorras oder eines anderen TEILNEHMENDEN STAATES eingetragen,

b) es hat den Ort seiner Geschiftsleitung (einschlieSlich der tatsichlichen Geschiftsleitung) in dem Mitgliedstaat,
Andorra oder dem anderen TEILNEHMENDEN STAAT oder

¢) es unterliegt der Finanzaufsicht in dem Mitgliedstaat, Andorra oder dem anderen TEILNEHMENDEN STAAT.

Ist ein FINANZINSTITUT (mit Ausnahme von Trusts) in zwei oder mehr TEILNEHMENDEN STAATEN (einem
Mitgliedstaat, Andorra oder einem anderen TEILNEHMENDEN STAAT) ansissig, so gelten die Melde- und Sorgfalts-
pflichten des TEILNEHMENDEN STAATES, in dem es die INANZKONTEN fiihrt.

4. Gefithrte Konten

Im Allgemeinen ist davon auszugehen, dass Konten von folgenden FINANZINSTITUTEN gefithrt werden:

a) VERWAHRKONTEN von dem FINANZINSTITUT, das das Vermogen auf dem Konto verwahrt (einschliefSlich
FINANZINSTITUTEN, die Vermdgen als Makler fiir einen KONTOINHABER bei diesem Institut verwahren);

b) EINLAGENKONTEN von dem FINANZINSTITUT, das verpflichtet ist, Zahlungen in Bezug auf das Konto zu leisten
(mit Ausnahme von Vertretern von FINANZINSTITUTEN, unabhingig davon, ob dieser Vertreter ein
FINANZINSTITUT ist);

¢) Eigen- oder Fremdkapitalbeteiligungen an einem FINANZINSTITUT in Form eines FINANZKONTOS von diesem
FINANZINSTITUT;

d) RUCKKAUFSFAHIGE VERSICHERUNGSVERTRAGE oder RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGE von dem
FINANZINSTITUT, das verpflichtet ist, Zahlungen in Bezug auf den Vertrag zu leisten.

5. Trusts, die PASSIVE NFEs sind

Ein RECHTSTRAGER, wie eine Personengesellschaft, eine Limited Liability Partnership oder ein &hnliches
Rechtsgebilde, bei dem keine steuerliche Ansissigkeit nach Anhang I Abschnitt VIII Unterabschnitt D Nummer 3
vorliegt, gilt als in dem Staat ansdssig, in dem sich der Ort seiner tatsichlichen Geschiftsleitung befindet. Zu diesem
Zweck gelten juristische Personen oder Rechtsgebilde als einer Personengesellschaft und einer Limited Liability
Partnership ,dhnlich, wenn sie in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT nach dessen Steuerrecht nicht als
steuerpflichtige RECHTSTRAGER behandelt werden. Um jedoch (angesichts des weiten Begriffs ,BEHERRSCHENDE
PERSONEN bei Trusts) Doppelmeldungen zu vermeiden, kann ein Trust, der ein PASSIVER NFE ist, nicht als
dhnliches Rechtsgebilde gelten.

6. Anschrift des Hauptsitzes eines RECHTSTRAGERS

Eine der in Anhang I Abschnitt VIII Unterabschnitt E Nummer 6 Buchstabe ¢ beschriebenen Anforderungen ist, dass
amtliche Dokumente in Bezug auf einen RECHTSTRAGER entweder die Anschrift des Hauptsitzes des
RECHTSTRAGERS in dem Mitgliedstaat, Andorra oder dem anderen TEILNEHMENDEN STAAT umfassen miissen, in
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dem er ansissig zu sein behauptet, oder den Mitgliedstaat, Andorra oder den anderen TEILNEHMENDEN STAAT, in
dem der RECHTSTRAGER eingetragen oder gegriindet wurde. Die Anschrift des Hauptsitzes des RECHTSTRAGERS
ist im Allgemeinen der Ort, an dem sich seine tatsichliche Geschiftsleitung befindet. Die Anschrift des
FINANZINSTITUTS, bei dem der RECHTSTRAGER ein Konto fiihrt, ein Postfach oder eine reine Postanschrift, ist
nicht die Anschrift des Hauptsitzes des RECHTSTRAGERS, es sei denn, diese Anschrift ist die einzige, die von dem
RECHTSTRAGER verwendet wird, und erscheint als eingetragene Anschrift des RECHTSTRAGERS in dessen
Geschiftsdokumenten. Ferner ist eine Anschrift, die mit der Anweisung angegeben wird, den gesamten Schriftverkehr
postlagernd an diese Anschrift zu richten, nicht die Anschrift des Hauptsitzes des RECHTSTRAGERS.

ANHANG 111
LISTE DER ZUSTANDIGEN BEHORDEN DER VERTRAGSPARTEIEN

Fiir die Zwecke dieses Abkommens gelten als ,ZUSTANDIGE BEHORDEN*
a) im Firstentum Andorra: El Ministre encarregat de les Finances oder ein Beauftragter,
b) im Konigreich Belgien: De Minister van Financién | Le Ministre des Finances oder ein Beauftragter,

¢) in der Republik Bulgarien: Mampnuutensusar mupekrop Ha HaumoHanHata areHums 3a mnpuxomure oder ein
Beauftragter,

d) in der Tschechischen Republik: Ministr financ{ oder ein Beauftragter,

¢) im Konigreich Dianemark: Skatteministeren oder ein Beauftragter,

f) in der Bundesrepublik Deutschland: Der Bundesminister der Finanzen oder ein Beauftragter,
g) in der Republik Estland: Rahandusminister oder ein Beauftragter,

h) in der Griechischen Republik: O Ynoupyoc tov Owovopikav oder ein Beauftragter,

i) im Konigreich Spanien: El Ministro de Economia y Hacienda oder ein Beauftragter,

j)  in der Franzosischen Republik: Le Ministre chargé du budget oder ein Beauftragter,

k) in der Republik Kroatien: Ministar financija oder ein Beauftragter,

) in Irland: The Revenue Commissioners oder ihr Beauftragter,

m) in der Italienischen Republik: Il Direttore Generale delle Finanze oder ein Beauftragter,
n) in der Republik Zypern: O Ynoupyog Owovopkev oder ein Beauftragter,

o) in der Republik Lettland: Finan§u ministrs oder ein Beauftragter,

p) in der Republik Litauen: Finansy ministras oder ein Beauftragter,

q) im GroBherzogtum Luxemburg: Le Ministre des Finances oder ein Beauftragter,

r) in Ungarn A pénziigyminiszter oder ein Beauftragter,

s) in der Republik Malta: Il-Ministru responsabbli ghall-Finanzi oder ein Beauftragter,

t)  im Konigreich der Niederlande: De Minister van Financién oder ein Beauftragter,

u) in der Republik Osterreich: Der Bundesminister fiir Finanzen oder ein Beauftragter,

v) in der Republik Polen: Minister Finanséw oder ein Beauftragter,
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w) in der Portugiesischen Republik: O Ministro das Finangas oder ein Beauftragter,

x) in Rumdnien: Presedintele Agentiei Nationale de Administrare Fiscald oder ein Beauftragter,
y) in der Republik Slowenien: Minister za financii oder ein Beauftragter,

z) in der Slowakischen Republik: Minister financif oder ein Beauftragter,

aa) in der Republik Finnland: Valtiovarainministerio/Finansministeriet oder ein Beauftragter,

o
=

im Konigreich Schweden: Chefen for Finansdepartementet oder ein Beauftragter,

ac) im Vereinigten Konigreich Grofbritannien und Nordirland und den europiischen Hoheitsgebieten, fiir deren
Auflenbeziehungen das Vereinigte Konigreich verantwortlich ist: die Commissioners of Inland Revenue oder ihr
Beauftragter und die ZUSTANDIGE BEHORDE in Gibraltar, welche das Vereinigte Konigreich benennen wird
gemdfl der am 19. April 2000 den Mitgliedstaaten und den Organen der Europidischen Union notifizierten
Regelung betreffend die Behorden Gibraltars im Rahmen der EU- und EG-Rechtsakte und damit in Bezichung
stehende Vertrige (Agreed Arrangements relating to Gibraltar authorities in the context of EU and EC
instruments and related treaties), von der Andorra eine Kopie durch das Generalsekretariat des Rates der
Européischen Union notifiziert wird und welche auf dieses Abkommen Anwendung findet.”

Artikel 2
Inkrafttreten und Anwendbarkeit

(1)  Dieses Anderungsprotokoll bedarf der Ratifikation beziehungsweise Genehmigung durch die Vertragsparteien
gemifd ihren eigenen Verfahren. Die Vertragsparteien notifizieren einander den Abschluss dieser Verfahren. Das
Anderungsprotokoll tritt am ersten Tag im Januar nach der Notifikation durch die letzte Vertragspartei in Kraft.

(2)  Der Informationsaustausch nach Mafgabe dieses Anderungsprotokolls gilt in Bezug auf den Informationsaustausch
auf Ersuchen fir am Tag des Inkrafttretens des Anderungsprotokolls oder danach gestellte Ersuchen um Informationen,
die sich auf Steuerjahre beziehen, die am ersten Tag im Januar des Jahres, in dem das Anderungsprotokoll in Kraft tritt,
oder nach diesem Tag beginnen. Artikel 12 des Abkommens in der Fassung vor seiner Anderung durch dieses
Anderungsprotokoll gilt weiter, sofern nicht Artikel 5 des durch dieses Anderungsprotokoll geinderten Abkommens
Anwendung findet.

(3)  Die Anspriiche natiirlicher Personen gemif Artikel 10 des Abkommens in der Fassung vor seiner Anderung durch
dieses Anderungsprotokoll werden durch das Inkrafttreten dieses Anderungsprotokolls nicht beriihrt.

(4)  Das Firstentum Andorra erstellt bis zum Ablauf der Geltungsdauer des Abkommens in der Fassung vor seiner
Anderung durch dieses Anderungsprotokoll eine Schlussabrechnung, titigt eine Abschlusszahlung an die Mitgliedstaaten
und meldet die Informationen, die sie von im Firstentum Andorra niedergelassenen Zahlstellen gemafl Artikel 9 des
Abkommens in der Fassung vor seiner Anderung durch dieses Anderungsprotokoll in Bezug auf das letzte Jahr, in dem
das Abkommen in der Fassung vor seiner Anderung durch dieses Anderungsprotokoll anwendbar war, oder
gegebenenfalls in Bezug auf ein vorausgehendes Jahr erhalten hat.

Artikel 3

Das Abkommen wird durch ein Protokoll mit folgendem Wortlaut erginzt:

,Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europiischen Union und dem Fiirstentum Andorra iiber den
automatischen Austausch von Informationen tber Finanzkonten zur Forderung der Steuerchrlichkeit bei
internationalen Sachverhalten.

Anlisslich der Unterzeichnung dieses Anderungsprotokolls zwischen der Europidischen Union und dem Fiirstentum
Andorra haben die hierzu gehorig befugten Unterzeichnungsbevollmachtigten folgende Bestimmungen vereinbart,
die Bestandteil des durch dieses Anderungsprotokoll geinderten Abkommens sind:

1. Es besteht Einvernehmen dariiber, dass erst dann um einen Informationsaustausch nach Artikel 5 dieses
Abkommens nachgesucht wird, wenn der ersuchende Staat (ein Mitgliedstaat oder Andorra) alle nach dem
innerstaatlichen Steuerverfahren verfiigbaren reguldren Informationsquellen ausgeschopft hat.
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2. Es besteht Einvernehmen dariiber, dass die ZUSTANDIGE BEHORDE des ersuchenden Staates (eines Mitgliedstaats
oder Andorras) der ZUSTANDIGEN BEHORDE des ersuchten Staates (Andorras beziehungsweise eines
Mitgliedstaats) bei einem Informationsersuchen nach Artikel 5 dieses Abkommens folgende Informationen
mitteilt:

i) die Identitit der in eine Uberpriifung oder Untersuchung einbezogenen Person;
ii) den Zeitraum, fir den die Informationen angefordert werden;

iii) eine Beschreibung der angeforderten Informationen sowie Angaben hinsichtlich der Art und Form, in der der
ersuchende Staat diese Informationen vom ersuchten Staat zu erhalten wiinscht;

iv) der Steuerzweck, fiir den die Informationen angefordert werden;

v) soweit bekannt, Name und Anschrift jeder Person, von der angenommen wird, dass sie im Besitz der
gewiinschten Informationen ist.

3. Es besteht Einvernehmen dariiber, dass die Bezugnahme auf den Standard der ,voraussichtlichen Erheblichkeit'
einen moglichst umfassenden Informationsaustausch nach Artikel 5 dieses Abkommens erméglichen und
zugleich klarstellen soll, dass es den Mitgliedstaaten und Andorra nicht gestattet ist, Beweisausforschungen
(fishing expeditions’) anzustellen oder Informationen anzufordern, bei denen unwahrscheinlich ist, dass sie fiir
die Steuerbelange eines bestimmten Steuerpflichtigen erheblich sind. Absatz 2 enthilt zwar wichtige verfahrens-
technische Anforderungen, die gewihrleisten sollen, dass es nicht zu Beweisausforschungen kommt, doch ist
Absatz 2 Ziffern i bis v nicht so auszulegen, dass ein wirksamer Informationsaustausch behindert wird. Dem
Standard der ,voraussichtlichen Erheblichkeit* kann sowohl bei einem (anhand des Namens oder anderer Kriterien
identifizierten) Steuerpflichtigen als auch bei mehreren (anhand des Namens oder anderer Kriterien
identifizierten) Steuerpflichtigen entsprochen werden.

4. Es besteht Einvernehmen dariiber, dass der spontane Informationsaustausch nicht Teil dieses Abkommens ist.

5. Es besteht Einvernehmen dariiber, dass im Falle eines Informationsaustauschs nach Artikel 5 dieses Abkommens
die im ersuchten Staat (in einem Mitgliedstaat oder Andorra) vorgesehenen verwaltungsrechtlichen Verfahrensvor-
schriften in Bezug auf die Rechte von Steuerpflichtigen anwendbar bleiben. Es besteht des Weiteren
Einvernehmen dariiber, dass diese Bestimmungen dazu dienen, den Steuerpflichtigen ein ordnungsgemaifies
Verfahren zu gewihren und nicht bezwecken, den Informationsaustausch zu verhindern oder iibermifSig zu
verzogern.”

Artikel 4
Sprachen

Dieses Anderungsprotokoll ist in zwei Urschriften in bulgarischer, ddnischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer,
franzosischer, griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederlindischer, polnischer,
portugiesischer, rumanischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer, ungarischer und
katalanischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermafen verbindlich ist.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmichtigten ihre Unterschriften unter dieses Anderungsprotokoll
gesetzt.
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CnbcraBeHo B Bprokcent Ha BaHazeceTyt GeBpyapy Npe3 B XIS M LIECTHATIECETA TOfMHA.
Hecho en Bruselas, el doce de febrero de dos mil dieciséis.

V Bruselu dne dvandctého tinora dva tisice $estndct.

Udfeerdiget i Bruxelles den tolvte februar to tusind og seksten.

Geschehen zu Briissel am zwolften Februar zweitausendsechzehn.

Kahe tuhande kuueteistkiimnenda aasta veebruarikuu kaheteistkiimnendal padeval Briisselis.
Eywve otig Bpu&éhes, otig dnmdeka defpouapiou dUo yihades dexagk.

Done at Brussels on the twelfth day of February in the year two thousand and sixteen.
Fait a Bruxelles, le douze février deux mille seize.

Sastavljeno u Bruxellesu dvanaestog veljace godine dvije tisuce Sesnaeste.

Fatto a Bruxelles, addi dodici febbraio duemilasedici.

Brisele, divi tikstosi seSpadsmita gada divpadsmitaja februari.

Priimta du tikstanciai Sesiolikty mety vasario dvyliktg dieng Briuselyje.

Kelt Briisszelben, a kétezer-tizenhatodik év februdr havanak tizenkettedik napjan.
Maghmul fi Brussell, fit-tnax-il jum ta’ Frar fis-sena elfejn u sittax.

Gedaan te Brussel, twaalf februari tweeduizend zestien.

Sporzadzono w Brukseli dnia dwunastego lutego roku dwa tysigce szesnastego.

Feito em Bruxelas, em doze de fevereiro de dois mil e dezasseis.

Intocmit la Bruxelles la doisprezece februarie doud mii saisprezece.

V Bruseli dvandsteho februdra dvetisicSestndst.

V Bruslju, dne dvanajstega februarja leta dva tiso¢ Sestnajst.

Tehty Brysselissd kahdentenatoista pdivind helmikuuta vuonna kaksituhattakuusitoista.
Som skedde i Bryssel den tolfte februari ar tjugohundrasexton.

Fet a Brussel'les el dia dotze de febrer de I'any dos mil setze.

3a Eppomneiickus cbio3

Por la Unidn Europea

Za Evropskou unii

For Den Europziske Union

Fiir die Europdische Union

Euroopa Liidu nimel

T'a v Euponaikn Eveon

For the European Union \@

Pour I'Union européenne

Za Evropsku uniju

Per 'Unione europea

Eiropas Savienibas varda —

Europos Sgjungos vardu

Az Eurdpai Unid részérdl

Ghall-Unjoni Ewropea

Voor de Europese Unie

W imieniu Unii Europejskiej

Pela Unido Europeia .
Pentru Uniunea Europeani (QSS . 9—' -
Za Eurdpsku tniu

Za Evropsko unijo
Euroopan unionin puolesta
For Europeiska unionen
Per la Uni6 Europea
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3a Knsxecto AHHopa

Por el Principado de Andorra
Za Andorrské knizectvi

For Fyrstendemmet Andorra
Fiir das Furstentum Andorra
Andorra Viirstiriigi nimel

T'a o Tprykimato g Avdopag
For the Principality of Andorra
Pour la Principauté d’Andorre
Za KneZzevinu Andoru

Per il Principato di Andorra
Andoras Firstistes varda —
Andoros Kunigaikstystés vardu
Az Andorrai Hercegség részérdl
Ghall-Principat ta” Andorra
Voor het Vorstendom Andorra
W imieniu Ksiestwa Andory
Pelo Principado de Andorra
Pentru Principatul Andorra

Za Andorské kniezatstvo

Za KneZevino Andoro
Andorran ruhtinaskunnan puolesta
For Furstendomet Andorra

Pel Principat d’Andorra
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ERKLARUNGEN DER VERTRAGSPARTEIEN

GEMEINSAME ERKLARUNG DER VERTRAGSPARTEIEN ZUM INKRAFTTRETEN DES ANDERUNGS-
PROTOKOLLS

Die Vertragsparteien erkldren, dass ihrer Erwartung nach die verfassungsrechtlichen Anforderungen Andorras und die
rechtlichen Anforderungen der Europiischen Union in Bezug auf den Abschluss internationaler Ubereinkiinfte
rechtzeitig erfiillt sein werden, damit das Anderungsprotokoll am 1. Januar 2017 in Kraft treten kann. Sie werden alle
ihnen zu Gebote stehenden Mafinahmen ergreifen, um dies zu erreichen.

GEMEINSAME ERKLARUNG DER VERTRAGSPARTEIEN ZUM ABKOMMEN UND ZU DEN ANHANGEN

Die Vertragsparteien kommen iiberein, dass die Kommentare zu dem OECD-Muster fiir eine Vereinbarung zwischen den
ZUSTANDIGEN BEHORDEN und zu dem gemeinsamen Meldestandard bei der Durchfiihrung des Abkommens und der
Anhinge als Referenz oder zur Auslegung herangezogen werden sollten, um eine einheitliche Anwendung zu
gewdhrleisten.

GEMEINSAME ERKLARUNG DER VERTRAGSPARTEIEN ZU ARTIKEL 5 DES ABKOMMENS

Die Vertragsparteien kommen iberein, dass der Kommentar zu Artikel 26 des OECD-Musterabkommens zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermogen bei der
Anwendung von Artikel 5 iiber den Informationsaustausch auf Ersuchen zur Auslegung herangezogen werden sollte.

GEMEINSAME ERKLARUNG DER VERTRAGSPARTEIEN ZU ANHANG I ABSCHNITT III UNTERABSCHNITT A DES
ABKOMMENS

Die Vertragsparteien kommen iiberein, dass sie die praktische Relevanz von Anhang I Abschnitt III Unterabschnitt A
priifen werden, dem zufolge bestehende RUCKKAUFSFAHIGE VERSICHERUNGSVERTRAGE und RENTENVERSICHE-
RUNGSVERTRAGE nicht iiberpriift, identifiziert oder gemeldet werden miissen, vorausgesetzt, die Gesetze verhindern
effektiv den Verkauf solcher Vertrage durch das MELDENDE FINANZINSTITUT an im MELDEPFLICHTIGEN STAAT
ansdssige Personen.

Die Vertragsparteien legen Anhang I Abschnitt III Unterabschnitt A gemeinsam dahin aus, dass die Gesetze den Verkauf
von RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGSVERTRAGEN und RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGEN an im
MELDEPFLICHTIGEN STAAT ansidssige Personen nur dann effektiv verhindern, wenn das auf ein meldepflichtiges in
einem TEILNEHMENDEN STAAT (einem Mitgliedstaat oder Andorra) ansissiges FINANZINSTITUT anwendbare Recht
(das EU-Recht und das innerstaatliche Recht der Mitgliedstaaten oder das andorranische Recht) dieses MELDENDE
FINANZINSTITUT nicht nur effektiv durch Gesetz am Verkauf von RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGS-
VERTRAGEN und RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGEN in einem MELDEPFLICHTIGEN STAAT (Andorra oder je nach
Zusammenhang einem Mitgliedstaat) hindert, sondern das MELDENDE FINANZINSTITUT durch Gesetz effektiv daran
hindert, RUCKKAUFSFAHIGE VERSICHERUNGSVERTRAGE und RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGE unter sonstigen
Umstinden an in diesem MELDEPFLICHTIGEN STAAT ansissige Personen zu verkaufen.

Sind nach Mafigabe des anwendbaren Unionsrechts und des innerstaatlichen Rechts eines Mitgliedstaats MELDENDE
FINANZINSTITUTE in Andorra, unabhingig vom Ort des Vertragsabschlusses, durch Gesetz am Verkauf solcher Vertrige
an in diesem Mitgliedstaat ansissige Personen gehindert, wird der betreffende Mitgliedstaat dies der Europaischen
Kommission mitteilen, die dies ihrerseits Andorra notifizieren wird. Sind nach Mafigabe des andorranischen Rechts
MELDENDE FINANZINSTITUTE eines Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten, unabhingig vom Ort des Vertragsab-
schlusses, durch Gesetz am Verkauf solcher Vertrige an in Andorra ansissige Personen gehindert, wirdAndorra die
Europdische Kommission entsprechend notifizieren, die ihrerseits die Mitgliedstaaten davon in Kenntnis setzen wird.
Diese Notifikationen erfolgen vor Inkrafttreten des Anderungsprotokolls unter Beriicksichtigung der voraussichtlichen
Rechtslage zum Zeitpunkt des Inkrafttretens. In Ermangelung einer solchen Notifikation wird davon ausgegangen, dass
MELDENDE FINANZINSTITUTE durch die Gesetze des MELDEPFLICHTIGEN STAATES im Einzelfall nicht effektiv am
Verkauf von RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGSVERTRAGEN oder RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGEN an in
diesem MELDEPFLICHTIGEN STAAT ansissige Personen gehindert sind.

Sind zudem nach Mafigabe des anwendbaren Rechts der Europdischen Union und des innerstaatlichen Rechts eines
Mitgliedstaats MELDENDE FINANZINSTITUTE in diesem Mitgliedstaat, unabhingig vom Ort des Vertragsabschlusses,
durch Gesetz am Verkauf solcher Vertrdge an in Andorra ansissige Personen gehindert, wird der betreffende
Mitgliedstaat dies der Europdischen Kommission mitteilen, die dies ihrerseits Andorra notifizieren wird. Sind nach
Mafgabe des andorranischen Rechts MELDENDE FINANZINSTITUTE in Andorra, unabhingig vom Ort des Vertragsab-
schlusses, durch Gesetz am Verkauf solcher Vertrige an in einem Mitgliedstaat oder mehreren Mitgliedstaaten ansissige
Personen gehindert, wird Andorra die Europdische Kommission entsprechend notifizieren, die ihrerseits die
Mitgliedstaaten davon in Kenntnis setzen wird. Diese Notifikationen erfolgen vor Inkrafttreten des Anderungsprotokolls
unter Beriicksichtigung der voraussichtlichen Rechtslage zum Zeitpunkt des Inkrafttretens. In Ermangelung einer solchen
Notifikation wird davon ausgegangen, dass MELDENDE FINANZINSTITUTE durch die Gesetze des Staates, in dem das
FINANZINSTITUT ansissig ist, im Einzelfall nicht effektiv am Verkauf von RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGS-
VERTRAGEN oder RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGEN an in diesem MELDEPFLICHTIGEN STAAT ansassige
Personen gehindert sind.
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In Ermangelung einer Notifikation durch den Staat des MELDENDEN FINANZINSTITUTS und den MELDEPFLICHTIGEN
STAAT in Bezug auf das betreffende MELDENDE FINANZINSTITUT und den Vertrag, findet Anhang I Abschnitt III
Unterabschnitt A auf dieses MELDENDE FINANZINSTITUT und diesen Vertrag keine Anwendung.
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ERKLARUNG ANDORRAS ZU ARTIKEL 5 DES ABKOMMENS

Die andorranische Delegation hat der Europidischen Kommission mitgeteilt, dass Andorra keine Informationen im
Zusammenhang mit einem Ersuchen austauschen wird, das auf rechtswidrig erlangten Angaben beruht. Die Europdische
Kommission hat vom Standpunkt Andorras Kenntnis genommen.




	ÄNDERUNGSPROTOKOLL zum Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Fürstentum Andorra über Regelungen, die denen der Richtlinie 2003/48/EG des Rates über die Besteuerung von Zinserträgen gleichwertig sind 

